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4 4 5 . Bundesgesetz vom 23. November 1972,
mit dem der Finanzausgleich für die Jahre
1973 bis 1978 geregelt wird und sonstige
finanzausgleichsrechtliche Bestimmungen ge-
troffen werden (Finanzausgleichsgesetz

1973 — FAG 1973)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

FINANZAUSGLEICH
(§§ 2 bis 4 des F-VG 1948)

Tragung der Kosten der mittelbaren Bundes-
verwaltung und bestimmter mit der Besorgung
der Verwaltung von Bundesvermögen zusam-

menhängender Aufgaben

§ 1. (1) Im Bereich der mittelbaren Bundes-
verwaltung (Artikel 102 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes in der Fassung von 1929) tragen die
Länder den Personal- und Sachaufwand und die
Ruhe- und Versorgungsgenüsse der mit der
Besorgung dieser Verwaltung betrauten Bedien-
steten nach Maßgabe der folgenden Bestim-
mungen:

a) Die Länder tragen den Aufwand für die
Dienstbezüge der bei den Behörden der
allgemeinen Verwaltung in den Ländern
einschließlich der Agrarbehörden erster
und zweiter Instanz in Verwendung stehen-
den Bediensteten. Unter Dienstbezügen im
Sinne dieser Bestimmung sind alle Bezüge
und Zuwendungen zu verstehen, auf die
solche Bedienstete auf Grund des Dienstver-
hältnisses Anspruch haben oder die im
Zusammenhang mit dem Dienstverhältnis
gewährt werden.

b) Die Länder tragen die Ruhegenüsse der
unter lit. a bezeichneten Bediensteten und
die Versorgungsgenüsse nach solchen Be-
diensteten,
1. wenn die Ruhe- oder Versorgungs-

genüsse in der Zeit vom 1. Oktober
1925 bis 13. März 1938 angefallen sind,

2. wenn sich die Bediensteten am 13. März
1938 im Dienststand befunden haben,

aber in einen der nach den Bestimmun-
gen des Beamten-Überleitungsgesetzes,
StGBl. Nr. 134/1945, neu gebildeten Per-
sonalstände nicht übernommen worden
sind,

3. wenn die Bediensteten in den neu ge-
bildeten Personalstand aus Anlaß der
Bildung nach § 7 des Beamten-Über-
leitungsgesetzes oder später übernommen
worden sind.

c) Die Länder tragen den Sachaufwand der
unter lit. a angeführten Behörden in dem
sich aus den jeweils geltenden Vorschriften
ergebenden Ausmaß. Unter Sachaufwand
im Sinne dieser Bestimmung ist der ge-
samte Amtssachaufwand einschließlich aller
Reisekosten zu verstehen.

(2) Im Bereich der Verwaltung des Bundesver-
mögens (Artikel 17 B-VG) trägt der Bund, soweit
eine Übertragung nach Artikel 104 Abs. 2 Bun-
des-Verfassungsgesetz stattgefunden hat, den
Personal- und Sachaufwand im Sinne des Abs. 1
in der vom Land geleisteten Höhe für Bedien-
stete, die für Bau- und Erhaltungsarbeiten ver-
wendet werden und entweder nach Kollektiv-
vertrag zu entlohnen sind oder Dienste verrich-
ten, die nach dem Entlohnungsschema II des
Vertragsbedienstetengesetzes 1948, BGBl. Nr. 86,
zu entlohnen wären. Dies gilt nicht für Bau-
und Erhaltungsarbeiten, auf die das Wasser-
bautenförderungsgesetz, BGBl. Nr. 34/1948, An-
wendung findet.

(3) Bei Bauvorhaben nach Abs. 2 erhalten die
Länder als Abgeltung für die Projektierungs-,
Bauleitungs- und Bauführungsausgaben 9 v. H.
des endgültigen Bauaufwandes.

Tragung des Aufwandes für die Ausgleichszulagen

§ 2. Der Bund trägt die nach dem Allgemei-
nen Sozialversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 189/
1955, nach dem Gewerblichen Selbständigen-
Pensionsversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 292/1957,
und nach dem Bauern-Pensionsversicherungs-
gesetz, BGBl. Nr. 28/1970, ausgezahlten Aus-
gleichszulagen. Darüberhinaus trägt der Bund
auch die in den Jahren 1971 und 1972 nach dem
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Bauern-Pensionsversicherungsgesetz ausgezahlten
Ausgleichszulagen.

Ersatz von Besoldungskosten für die Landes-
und Religionslehrer

§ 3. (1) Der Bund ersetzt den Ländern von
den Kosten der Besoldung (Aktivitätsbezüge)
der unter ihrer Diensthoheit stehenden Lehrer
einschließlich der Landesvertragslehrer (im fol-
genden Landeslehrer genannt)

a) an öffentlichen allgemeinbildenden Pflicht-
schulen 100 v. H.,

b) an berufsbildenden Pflichtschulen im Sinne
des Schulorganisationsgesetzes, BGBl.
Nr. 242/1962, und an land- und forst-
wirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen
50 v. H.

(2) Den Aufwand, der auf Grund des § 7
des Bundesgesetzes vom 13. Juli 1949, BGBl.
Nr. 190, betreffend den Religionsunterricht in
der Schule, von den Ländern zu tragen ist,
ersetzt der Bund in der gleichen Höhe, die für
den Ersatz der Aktivitätsbezüge der Landes-
lehrer jener Schulen vorgesehen ist, an denen
die Religionslehrer tätig sind.

(3) Weiters ersetzt der Bund den Aufwand
an Dienstzulagen nach den §§ 59 Abs. 10 bis
12 und 60 Abs. 8 bis 10 des Gehaltsgesetzes 1956,
BGBl. Nr. 54, sowie den Aufwand an Neben-
gebühren für Landeslehrer, die Bundesaufgaben
im Bereich der Pädagogischen Akademien sowie
der Pädagogischen und Berufspädagogischen
Institute erfüllen, in voller Höhe.

(4) Die Bestimmungen über die Tragung der
Kosten der Subventionierung von Privatschulen
nach den §§ 17 bis 21 des Privatschulgesetzes,
BGBl. Nr. 244/1962, sowie in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 290/1972 bleiben
unberührt.

(5) Der Bund ersetzt den Ländern den Pen-
sionsaufwand für die im Abs. 1 genannten
Lehrer sowie für die Angehörigen und Hinter-
bliebenen dieser Lehrer in der Höhe des
Unterschiedsbetrages zwischen dem Pensions-
aufwand für diese Personen und den für die
im Abs. 1 genannten Lehrer von den Ländern
vereinnahmten Pensionsbeiträgen, besonderen
Pensionsbeiträgen und Überweisungsbeträgen.

(6) Zu den Kosten der Besoldung nach den
Abs. 1 und 5 gehören alle Geldleistungen, die
auf Grund der für die im Abs. 1 genannten
Lehrer, ihre Angehörigen und Hinterbliebenen
geltenden dienstrechtlichen und sozialversiche-
rungsrechtlichen Vorschriften zu erbringen sind.
Ferner gehören zu diesen Kosten die Dienst-
geberbeiträge nach dem Familienlastenausgleichs-
gesetz 1967, BGBl. Nr. 376, und die Wohnungs-
beihilfe nach dem Bundesgesetz vom 21. Sep-
tember 1951 über Wohnungsbeihilfen, BGBl.
Nr. 229. Der Aufwand, der durch die Gewäh-
rung von Vorschüssen entsteht, ist von den
Ersätzen ausgenommen.

(7) Auf die Ersätze nach den Abs. 1, 2, 3
und 5 sind auf Grund monatlicher Anforde-
rungen der Länder so rechtzeitig Teilbeträge
zu überweisen, daß die Auszahlung der Bezüge
zum Fälligkeitstag gewährleistet ist. Die Teil-
beträge sind am Ende des Rechnungsjahres
abzurechnen. Für diesen Zweck haben die Län-
der Jahresberichte vorzulegen.

Landesumlage

§ 4. Die Landesumlage darf 12•5 v. H. der
ungekürzten rechnungsmäßigen Ertragsanteile
der Gemeinden an den gemeinschaftlichen
Bundesabgaben (§ 10 Abs. 1 erster Satz) nicht
übersteigen.

Voraussetzungen für die Aufnahme von Ver-
handlungen

§ 5. Der Bund hat mit den am Finanzaus-
gleich beteiligten Gebietskörperschaften vor der
Inangriffnahme steuerpolitischer Maßnahmen,
die für die Gebietskörperschaften mit einem
Ausfall an Steuern, an deren Ertrag sie beteiligt
sind, verknüpft sein können, Verhandlungen
zu führen. Das gleiche gilt für Mehrbelastungen,
die als Folge von Maßnahmen des Bundes am
Zweckaufwand der Gebietskörperschaften zu er-
warten sind.

Artikel II

ABGABENWESEN

(§§ 5 bis 11 des F-VG 1948)
A. Ausschließliche Bundesabgaben

§ 6. Ausschließliche Bundesabgaben sind
1. die Körperschaftsteuer, die Aufsichtsrat-

abgabe, die Vermögensteuer, der Beitrag nach
dem Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz, der
Wohnbauförderungsbeitrag, der Beitrag von
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben und
der Dienstgeberbeitrag zum Ausgleichfonds
für Familienbeihilfen, die Abgabe von land-
und forstwirtschaftlichen Betrieben, das Erb-
schaftssteueräquivalent;

2. die Tabaksteuer, die Bundesmineralölsteuer,
die Schaumweinsteuer, die Essigsäuresteuer,
die Salzsteuer, die Zuckersteuer und die Ab-
gabe auf Stärkeerzeugnisse;

3. die Stempel- und Rechtsgebühren mit Aus-
nahme der Gebühren von Wetten anläßlich
sportlicher Veranstaltungen im Gebiete nur
eines Bundeslandes (einer Gemeinde), die
Konsulargebühren, die Punzierungsgebühren,
die Gerichts- und Justizverwaltungsgebühren
sowie alle sonstigen Gebühren und gebühren-
artigen Einnahmen der einzelnen Zweige der
unmittelbaren Bundesverwaltung, die Kapital-
verkehrssteuern, die Versicherungssteuer, der
Außenhandelsförderungsbeitrag;

4. die Ein- und Ausfuhrzölle samt den zoll-
gesetzlich vorgesehenen Ersatzforderungen
und den im Zollverfahren auflaufenden Ko-
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sten, die neben den Zöllen erhobenen Mono-
polabgaben sowie die mit den Zöllen erho-
benen inneren Steuern, Steuerausgleiche und
Lizenzgebühren, soweit sie nicht nach § 7 gemein-
schaftliche Bundesabgaben sind, die Ausfuhr-
abgaben, die Monopolabgaben mit Ausnahme
der Spielbankabgabe, der Abschöpfungsbetrag
nach dem Zuckergesetz, der Abschöpfungs-
betrag und die Ausgleichsabgabe nach dem
Stärkegesetz, die Ausgleichsabgabe nach dem
Ausgleichsabgabegesetz, die Abgabe nach dem
Antidumpinggesetz, Abgabe nach dem Anti-
Marktstörungsgesetz, die EFTA-Ausgleichs-
abgabe nach dem EFTA-Ausgleichsabgabe-
gesetz;

5. die Bundesgewerbesteuer. Sie ist im Ausmaß
von 150 v. H. des einheitlichen Steuermeß-
betrages zu erheben.

B. Zwischen Bund und Ländern (Gemeinden)
geteilte Abgaben

§ 7. (1) Gemeinschaftliche Bundesabgaben sind
die Einkommensteuer (veranlagte Einkommen-
steuer, Lohnsteuer und Kapitalertragsteuer), die
Umsatzsteuer, die Biersteuer, die Abgabe
von alkoholischen Getränken, die Mineralöl-
steuer, die Erbschafts- und Schenkungssteuer,
die Grunderwerbsteuer, die Bodenwertabgabe,
die Kraftfahrzeugsteuer, die Spielbankabgabe,

der Kunstförderungsbeitrag, die Weinsteuer, der
Kulturgroschen und die Energieverbrauchs-
abgabe. Die Teilung der drei zuletzt genannten
Abgaben zwischen dem Bund und den Ländern
(Wien als Land) und die Aufteilung der Ertrags-
anteile der Länder bleibt der bundesgesetzlichen
Regelung dieser Abgaben vorbehalten.

(2) Der Teilung unterliegt der Reinertrag
der Abgaben, der sich nach Abzug der Rück-
vergütungen und der für eine Mitwirkung bei
der Abgabeneinhebung allenfalls gebührenden
Vergütungen ergibt. Bei der Einkommensteuer
sind vor der Teilung auch die im § 2 Abs. 1
des Katastrophenfondsgesetzes, BGBl. Nr. 207/
1966, und im § 2 des Bundesgesetzes vom
24. November 1972, BGBl. Nr. 443, genannten
Anteile am Aufkommen abzuziehen. Neben-
ansprüche im Sinne der Bundesabgabenordnung,
BGBl. Nr. 194/1961, unterliegen nicht der Tei-
lung.

(3) Die Kosten der Einhebung der gemein-
schaftlichen Bundesabgaben trägt der Bund.

§ 8. (1) Die Erträge der im § 7 Abs. 1
angeführten gemeinschaftlichen Bundesabgaben
mit Ausnahme der Weinsteuer, des Kultur-
groschens und der Energieverbrauchsabgabe
werden zwischen dem Bund, den Ländern (Wien
als Land) und den Gemeinden (Wien als Ge-
meinde) in folgendem Hundertsatzverhältnis ge-
teilt:

(2) Die Teile der Erträge der gemeinschaft-
lichen Bundesabgaben, die gemäß Abs. 1 auf
die Länder und länderweise auf die Gemeinden
entfallen, werden auf diese Gebietskörperschaf-
ten nach folgenden Schlüsseln aufgeteilt:

a) bei der veranlagten Einkommensteuer auf
die Länder nach dem örtlichen Aufkom-
men, auf die Gemeinden zu drei Fünfteln
nach dem länderweisen Aufkommen an
dieser Steuer und zu zwei Fünfteln nach
dem länderweisen Aufkommen an
Gewerbesteuer (nach dem Gewerbeertrag
und dem Gewerbekapital);

b) bei der Lohnsteuer auf die Länder nach
der Volkszahl, auf die Gemeinden nach
dem abgestuften Bevölkerungsschlüssel;

c) bei der Kapitalertragsteuer auf die Länder
und Gemeinden, bei der Erbschafts- und
Schenkungssteuer und bei der Kraftfahr-
zeugsteuer auf die Länder und bei der
Grunderwerbsteuer und der Bodenwert-
abgabe auf die Gemeinden nach dem ört-
lichen Aufkommen;

d) bei der Umsatzsteuer auf die Länder
17•758 Hundertteile nach der Volkszahl
und 0•538 Hundertteile zu einem Sechstel
auf Wien als Land und zu fünf Sechsteln
auf die Länder ohne Wien nach der Volks-
zahl; auf die Gemeinden 4•844 Hundert-
teile nach der Volkszahl, 6•189 Hundert-
teile nach dem abgestuften Bevölkerungs-
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schlüssel und 1•345 Hundertteile nach dem
länderweisen Aufkommen an Gewerbe-
steuer (nach dem Gewerbeertrag und
Gewerbekapital);

e) bei der Biersteuer auf die Länder und
Gemeinden nach dem länderweisen Ver-
brauch von Bier;

f) bei der Abgabe von alkoholischen Geträn-
ken auf die Länder und Gemeinden nach
der Volkszahl;

g) bei der Mineralölsteuer wird zunächst
hinsichtlich von 35 Hundertteilen ein Vor-
zugsanteil von einem Viertel zu Gunsten
der Länder Burgenland, Niederösterreich
und Steiermark ausgeschieden. Der dies-
bezügliche restliche Länderanteil wird auf
alle Länder zu je einem Viertel nach der
Volkszahl und der Gebietsfläche und
zu je einem Sechstel a) nach dem länder-
weisen Aufkommen an Kraftfahrzeug-
steuer, b) nach dem länderweisen Auf-
kommen an Gewerbesteuer (nach dem
Gewerbeertrag und dem Gewerbekapital)
und schließlich c) unter Zugrundelegung
folgender Straßenkilometer des befestigten
und unbefestigten Straßennetzes — ohne
Bundesstraßen und ohne Geh- und Wan-
derwege —, und zwar: Burgenland 3436,
Kärnten 5398, Niederösterreich 22.278,
Oberösterreich 14.215, Salzburg 3051,
Steiermark 11.472, Tirol 5022, Vorarl-
berg 1862 und Wien 2068, sohin zusam-
men 68.802 km, aufgeteilt; der Vorzugs-
anteil von einem Viertel ist auf die Länder
Burgenland, Niederösterreich und Steier-
mark im Verhältnis ihrer Anteile an den
restlichen drei Vierteln aufzuteilen. Die
übrigen 39 Hundertteile der Länder und
die 24 Hundertteile der Gemeinden wer-
den nach dem vorstehenden Schlüssel —
jedoch ohne Ausscheidung eines Vorzugs-
anteiles — aufgeteilt;

h) bei der Spielbankabgabe auf die Länder
und Gemeinden nach dem örtlichen Auf-
kommen. Die Aufteilung des Gemeinde-
anteiles an der Spielbankabgabe ist aus-
schließlich auf jene Gemeinden zu be-
schränken, in denen eine Spielbank
betrieben wird;

i) beim Kunstförderungsbeitrag auf die
Länder nach der Volkszahl.

(3) Die Volkszahl bestimmt sich nach dem
vom Österreichischen Statistischen Zentralamt
auf Grund der letzten Volkszählung festgestell-
ten Ergebnis. Dieses Ergebnis wirkt mit dem
Beginn des dem Stichtag der Volkszählung
nächstfolgenden Kalenderjahres. Der abgestufte
Bevölkerungsschlüssel wird folgendermaßen ge-
bildet:

Die ermittelte Volkszahl der Gemeinden wird
bei Gemeinden mit höchstens

vervielfacht. Für die Gemeinden, die auf Grund
des Gebietsänderungsgesetzes, BGBl. Nr. 110/
1954, an das Bundesland Niederösterreich rück-
gegliedert worden sind, ist in jedem Fall der für
die Stadt Wien geltende Vervielfältiger anzu-
wenden. Die länderweise Zusammenzählung der
so ermittelten Gemeindezahlen ergibt die ab-
gestuften Bevölkerungszahlen der Länder.

(4) Zur Feststellung des länderweisen ört-
lichen Verbrauches von Bier haben die Unter-
nehmer von Bierbrauereien und Inhaber von
selbständigen Bierniederlagen nachstehende Ver-
zeichnisse zu führen:

1. über die Biermengen, die zum Verbrauch im
Inland abgesetzt werden, gesondert nach Län-
dern;

2. über die im Betrieb der Unternehmungen
selbst verbrauchten Biermengen.

(5) Die von den Bierbrauereiunternehmungen
zu führenden Verzeichnisse haben auch den Ab-
satz der auf Rechnung der Brauerei betrie-
benen Bierniederlagen und deren eigenen Bier-
verbrauch zu umfassen.

(6) Die Verzeichnisse sind jeweils mit dem
letzten Tag eines jeden Monates abzuschließen
und die Abschlußzahlen monatlich in eine Nach-
weisung nach einem vom Bundesministerium
für Finanzen zu bestimmenden Muster zu
übertragen. Die Nachweisungen sind zweifach
auszufertigen. Eine Ausfertigung ist längstens
bis zum 10. des folgenden Monates an die
Finanzlandesdirektion für Wien, Niederöster-
reich und Burgenland einzusenden. Die andere
Ausfertigung ist in der Betriebsstätte min-
destens 3 Jahre lang aufzubewahren.

(7) Die Unternehmer von Bierbrauereien und
Inhaber von selbständigen Bierniederlagen sind
verpflichtet, den von der Finanzbehörde hiezu
Beauftragten Einsicht in die Geschäftsaufschrei-
bungen zu gewähren und jene Auskünfte zu er-
teilen, die erforderlich sind, um die gemäß
Abs. 4 zu führenden Aufschreibungen auf ihre
Richtigkeit zu prüfen. Die Unterlassung der
Führung dieser Aufschreibungen, Unrichtig-
keiten der Eintragungen und die Unterlassung
der rechtzeitigen Einsendung der Nachweisungen



138. Stück — Ausgegeben am 12. Dezember 1972 — Nr. 445 3363

gelten als Finanzordnungswidrigkeiten im Sinne
des § 48 Abs. 1 lit. e des Finanzstrafgesetzes,
BGBl. Nr. 129/1958.

(8) Die Zollämter haben alle über die Zoll-
grenze eingehenden Biersendungen unter Angabe
des Bestimmungslandes und der Hektoliter-
menge, die der Bemessung der Biersteuer zu-
grunde gelegt wird, der Finanzlandesdirektion
für Wien, Niederösterreich und Burgenland
anzuzeigen.

§ 9. Wenn die Summe der Ertragsanteile
Wiens als Land und Gemeinde an den gemein-
schaftlichen Bundesabgaben 33 v. H. der ent-
sprechenden Ertragsanteile der Länder und Ge-
meinden einschließlich Wien übersteigt, fällt der
Mehrbetrag je zur Hälfte den Ländern außer
Wien und den Gemeinden außer Wien zu. Ein
Betrag zwischen 30•4 und 33 v. H. wird in
jedem Fall zu einem Viertel auf die Länder
außer Wien und zu einem Viertel auf die Ge-
meinden außer Wien aufgeteilt. Die Aufteilung
erfolgt auf die Länder nach der Volkszahl,
auf die Gemeinden nach dem abgestuften
Bevölkerungsschlüssel.

§ 10. (1) Zum Zwecke der Ermittlung der
Ertragsanteile der Gemeinden an den gemein-
schaftlichen Bundesabgaben mit Ausnahme der
Spielbankabgabe werden zunächst — nach Aus-
scheidung der auf Wien als Gemeinde entfallen-
den Quote — die Ertragsanteile auf die Gemein-
den länderweise unter Beachtung der im § 8
Abs. 2 angeführten Schlüssel rechnungsmäßig
aufgeteilt. Von den so länderweise errechneten
Beträgen sind 13•5 v. H. auszuscheiden und den
Ländern zu überweisen; sie sind für die Ge-
währung von Bedarfszuweisungen an Gemein-
den und Gemeindeverbände bestimmt (zweck-
gebundene Landesmittel).

(2) Die restlichen 86•5 v. H. sind als Gemeinde-
ertragsanteile an den gemeinschaftlichen Bundes-
abgaben durch die Länder an die einzelnen Ge-
meinden nach folgendem Schlüssel aufzuteilen:
Vorerst erhalten jene Gemeinden, deren Finanz-
kraft im Vorjahr den Finanzbedarf nicht erreicht
hat, 30 v. H. des Unterschiedsbetrages zwischen
Finanzbedarf und Finanzkraft. Die verbleibenden
Ertragsanteile sind nach dem abgestuften Bevöl-
kerungsschlüssel (§ 8 Abs. 3 dritter Satz) auf
alle Gemeinden des Landes zu verteilen.

(3) Der Finanzbedarf jeder Gemeinde wird
ermittelt, indem die Landesdurchschnittskopf-
quote der Finanzkraft des Vorjahres mit der ab-
gestuften Bevölkerungszahl der Gemeinde (§ 8
Abs. 3 dritter Satz) vervielfacht wird. Die Lan-
desdurchschnittskopfquote ergibt sich aus der
Finanzkraft (Abs. 4) aller Gemeinden des Lan-
des, geteilt durch die Volkszahl des Landes (§ 8
Abs. 3 erster Satz).

(4) Die Finanzkraft wird ermittelt durch
Heranziehung

1. der Grundsteuer von den land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieben unter Zugrundelegung
der Meßbeträge des Vorjahres (Abs. 3) und
eines Hebesatzes von 300 v. H.;

2. der Grundsteuer von den Grundstücken unter
Zugrundelegung der Meßbeträge des Vor-
jahres (Abs. 3) und eines Hebesatzes von
300 v. H.;

3. der tatsächlichen Erträge der Gewerbesteuer
(nach dem Gewerbeertrag und dem Gewerbe-
kapital) in den Monaten Jänner bis September
des Vorjahres und Oktober bis Dezember des
zweitvorangegangenen Jahres, jedoch unter der
Annahme eines Hebesatzes von 125 v. H.

§ 11. (1) Den Ländern und Gemeinden gebüh-
ren monatliche Vorschüsse auf die ihnen nach den
vorstehenden Bestimmungen zustehenden Er-
tragsanteile. Diese Vorschüsse sind nach dem Er-
trag der gemeinschaftlichen Bundesabgaben im
zweitvorangegangenen Monat zu bemessen. Ab-
weichungen sind nur bei den Vorschüssen für
die Monate Jänner und Februar zur Verhinde-
rung von Übergenüssen oder Guthaben zulässig.
Die endgültige Abrechnung hat auf Grund des
Rechnungsabschlusses des Bundes zu erfolgen;
doch muß, sobald die vorläufigen Ergebnisse des
abgelaufenen Haushaltsjahres der Bundesfinanz-
verwaltung vorliegen, spätestens aber bis Ende
März, eine Zwischenabrechnung durchgeführt
werden und müssen hiebei — vorbehaltlich der
endgültigen Abrechnung — den Ländern und
Gemeinden allfällige Restguthaben flüssiggemacht
sowie allfällige Übergenüsse im Wege der Einbe-
haltung von den Ertragsanteilevorschüssen
hereingebracht werden. Diese Zwischenabrech-
nung hat sich auch auf den Kopfquotenausgleich
(§ 17 Abs. 1) zu erstrecken, wobei die Über-
weisung der aus dieser Rechtseinrichtung sich
ergebenden Beträge an die in Betracht kommen-
den Länder am 20. Juni zu erfolgen hat.

(2) Die den Ländern und der Gesamtheit der
Gemeinden jedes Landes gebührenden Vorschüsse
auf die Ertragsanteile müssen den Ländern
spätestens zum 20. des Monates, für den sie
gebühren, überwiesen werden. Die Länder
ihrerseits haben die den Gemeinden gebühren-
den Anteile gemäß § 10 Abs. 2 bis 4 nach Abzug
der Landesumlage an diese Gebietskörperschaf-
ten bis spätestens zum 10. jenes Monates zu
überweisen, der dem Monat nachfolgt, in dem
sie selbst die Anteile seitens des Bundes empfan-
gen haben.

§ 12. Zuschlagsabgaben sind die Gebühren von.
Totalisateur- und Buchmacherwetten. Das Aus-
maß der Zuschläge zu den Gebühren von Totali-
sateur- und Buchmacherwetten darf 90 v. H. zur
Totalisateur- und Buchmachereinsatzgebühr,
30 v. H. zur Totalisateur- und Buchmacher-
gewinstgebühr und 30 v. H. zur Buchmacher-
pauschalgebühr nicht übersteigen.

321
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C. Ausschließliche Landes(Gemeinde)abgaben

§ 13. (1) Ausschließliche Landes(Gemeinde)-
abgaben sind insbesondere:

1. die Grundsteuer;
2. die Gewerbesteuer (Gewerbesteuer nach dem

Gewerbeertrag und dem Gewerbekapital und
Lohnsummensteuer);

3. die Feuerschutzsteuer;
4. Fremdenverkehrsabgaben;
5. Jagd- und Fischereiabgaben (Abgaben auf

Besitz und Pachtung von Jagd- und Fischerei-
rechten) sowie Jagd- und Fischereikarten-
abgaben;

6. Mautabgaben für die Benützung von Höhen-
straßen von besonderer Bedeutung, die nicht
vorwiegend der Verbindung von ganzjährig
bewohnten Siedlungen mit dem übrigen
Verkehrsnetz, sondern unter Überwindung
größerer Höhenunterschiede der Zugäng-
lichmachung von Naturschönheiten dienen;

7. Abgaben von Anzeigen in Zeitungen oder
sonstigen Druckwerken;

8. Abgaben von Verbrauch von Speiseeis und
von Getränken mit Ausnahme von Milch
und bis 31. Dezember 1973 mit Ausnahme
von Bier;

9. Lustbarkeitsabgaben (Vergnügungssteuern)
ohne Zweckwidmung des Ertrages;

10. Lustbarkeitsabgaben mit Zweckwidmung des
Ertrages (zum Beispiel Abgaben für die Er-
richtung und den Betrieb von Rundfunk-
und Fernsehrundfunkempfangsanlagen, Kriegs-
opferabgaben, Sportförderungsabgaben);

11. Abgaben für das Halten von Tieren;
12. Abgaben von freiwilligen Feilbietungen;
13. Abgaben von Ankündigungen;
14. Abgaben für den Gebrauch von öffentlichem

Gemeindegrund und des darüber befind-
lichen Luftraumes;

15. Interessentenbeiträge von Grundstückseigen-
tümern und Anrainern;

16. Gebühren für die Benützung von Gemeinde-
einrichtungen und -anlagen;

17. die Landes- und Gemeindeverwaltungsab-
gaben.

(2) Die im Abs. 1 unter den Z. 1, 2, 8, 9,
11 bis 14 und 16 angeführten Abgaben sowie
die unter Z. 17 angeführten Gemeindeverwal-
tungsabgaben sind ausschließliche Gemeinde-
abgaben.

(3) Ist eine ausschließliche Landes(Gemeinde)-
abgabe vom Entgelt zu bemessen, so gehört die
Umsatzsteuer nicht zur Bemessungsgrundlage.

D. Gemeindeabgaben auf Grund freien
Beschlußrechtes

§ 14. (1) Die Gemeinden werden ermächtigt,
durch Beschluß der Gemeindevertretung

a) die Hebesätze der Grundsteuer und der
Lohnsummensteuer festzusetzen. Hiebei

dürfen folgende Höchstausmaße nicht
überschritten werden:
bei der Grundsteuer von den

land- und forstwirtschaft-
lichen Betrieben der Hebe-
satz von 500 v. H.,

bei der Grundsteuer von den
Grundstücken der Hebe-
satz von 420 v. H.,

bei der Lohnsummensteuer
der Hebesatz von 1000 v.H.;

b) die Gewerbesteuer (nach dem Gewerbe-
ertrag und dem Gewerbekapital) von den
stehenden Gewerbebetrieben mit einem
Hebesatz von 150 v. H. des einheitlichen
Steuermeßbetrages auszuschreiben.

(2) Die Festsetzung der Hebesätze durch die
Gemeinden kann innerhalb des Kalenderjahres
nur einmal, und zwar bis spätestens 30. Juni,
geändert werden. Die Änderung der Hebesätze
für die Grundsteuer wirkt auf den Beginn des
Haushaltsjahres zurück; die Änderung des Hebe-
satzes für die Lohnsummensteuer gilt erstmals
für die Lohnsumme, die nach der Hebesatz-
änderung gezahlt wird.

(3) Die Gemeinden werden ferner ermächtigt,
durch Beschluß der Gemeindevertretung fol-
gende Abgaben vorbehaltlich weitergehender Er-
mächtigung durch die Landesgesetzgebung aus-
zuschreiben:

a) Lustbarkeitsabgaben (Vergnügungssteuern)
gemäß § 13 Abs. 1 Z. 9, die in Hundert-
teilen des Eintrittsgeldes erhoben werden,
allgemein bis zum Ausmaß von 25 v. H.,
bei Filmvorführungen bis zum Ausmaß
von 10 v. H. des Eintrittsgeldes mit Aus-
schluß der Abgabe. Ausgenommen sind
Lustbarkeitsabgaben für Veranstaltungen
von Theatern, die aus Mitteln des Bundes,
eines Landes oder einer Gemeinde regel-
mäßige Zuschüsse erhalten;

b) die gemäß § 13 Abs. 1 Z. 8 bezeichneten
Abgaben vom Verbrauch von Speiseeis und
von Getränken mit Ausnahme von Milch
und bis 31. Dezember 1973 mit Ausnahme
von Bier, begrenzt mit 10 v.H. des Ent-
geltes;

c) ohne Rücksicht auf ihre Höhe Abgaben
für das Halten von Hunden, die nicht als
Wachhunde, Blindenführerhunde oder in
Ausübung eines Berufes oder Erwerbes ge-
halten werden;

d) Gebühren für die Benützung von Ge-
meindeeinrichtungen und -anlagen, die für
Zwecke der öffentlichen Verwaltung be-
trieben werden, mit Ausnahme von Weg-
und Brückenmauten.

(4) Zum Entgelt im Sinne des Abs. 3 lit. b
gehören nicht die Umsatzsteuer, die Abgabe von
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alkoholischen Getränken und das Bedienungs-
geld.

§ 15. (1) Die Regelung der Erhebung
und Verwaltung der Grundsteuer (§ 13
Abs. 1 Z. 1), der Gewerbesteuer (§ 13
Abs. 1 Z. 2) und der Feuerschutzsteuer
(§ 13 Abs. 1 Z. 3) erfolgt durch die
Bundesgesetzgebung mit der Maßgabe, daß bis
zum Inkrafttreten einer landesgesetzlichen Rege-
lung auf Grund eines Grundsatzgesetzes des
Bundes (Artikel 12 und 15 B-VG) die Regelung
der zeitlichen Befreiung für wiederhergestellte
Wohnhäuser (§ 21 des Wohnhaus-Wiederaufbau-
gesetzes, BGBl. Nr. 130/1948), der zeitlichen
Befreiung für Neu-, Zu-, Auf-, Um- und Ein-
bauten (Bundesgesetz vom 11. Juli 1951, BGBl.
Nr. 157) und des Verfahrens hinsichtlich der
Grundsteuer und der Lohnsummensteuer der
Landesgesetzgebung insoweit überlassen wird,
als nicht bundesgesetzliche Vorschriften in Kraft
stehen. Die Feststellung der Dauer und des Aus-
maßes der zeitlichen Grundsteuerbefreiungen im
Sinne der beiden vorstehend genannten Bundes-
gesetze obliegt den Gemeinden. Die Bestimmung
der §§ 186 Abs. 1 lit. b 2 . 1 und 194 Abs. 3
der Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961,
stehen dieser Sonderregelung nicht entgegen.
Für die Berechnung und Festsetzung des Jahres-
betrages der Grundsteuer sowie für die Ein-
hebung und zwangsweise Einbringung sind die
Gemeinden zuständig.

(2) Der Ertrag der Gewerbesteuer (nach dem
Gewerbeertrag und dem Gewerbekapital) wird
nach dem tatsächlichen örtlichen Aufkommen
unter Berücksichtigung der Zerlegungsanteile,
der Ertrag der Feuerschutzsteuer im Verhältnis
des Bruttoprämienaufkommens für die in den
einzelnen Ländern gegen Feuer- und Feuerfolge-
schäden versicherten beweglichen und unbeweg-
lichen Objekte auf die empfangsberechtigten
Körperschaften aufgeteilt. Alle inländischen so-
wie die zum Geschäftsbetrieb im Inland zuge-
lassenen Feuerversicherungsgesellschaften und
-vereine aller Art haben die für die Aufteilung
der Feuerschutzsteuer erforderlichen Nach-
weisungen über das Bruttoprämienaufkommen
für die in den einzelnen Ländern gegen unmittel-
bare und mittelbare Feuer- und Feuerfolge-
schäden versicherten beweglichen und unbeweg-
lichen Objekte jeweils bis 20. Juni für das vor-
angegangene Kalenderjahr dem Bundesministe-
rium für Finanzen vorzulegen. Die Unterlas-
sung der Führung dieser Nachweisungen, Un-
richtigkeiten und die Unterlassung der recht-
zeitigen Vorlage dieser Nachweisungen gelten
als Finanzordnungswidrigkeiten im Sinne des
§ 48 Abs. 1 lit. e des Finanzstrafgesetzes, BGBl.
Nr. 129/1958.

(3) Die Überweisung des Ertrages der Ge-
werbesteuer (nach dem Gewerbeertrag und dem

Gewerbekapital) erfolgt monatlich im nach-
hinein in der Höhe des Erfolges des abgelaufe-
nen Kalendermonates, die Überweisung des Er-
trages der Feuerschutzsteuer bis 31. März,
30. Juni, 30. September und 31. Dezember jedes
Jahres in der Höhe des Erfolges des vorangegan-
genen Kalendervierteljahres. § 7 Abs. 2 gilt sinn-
gemäß. Die Behörden der Bundesfinanzverwal-
tung sind verpflichtet, den Ländern und Ge-
meinden auf Verlangen alle Aufschlüsse über die
Bemessung und Einhebung dieser Abgaben und
deren voraussichtlichen Ertrag zu erteilen oder
durch die Finanzämter erteilen zu lassen.

§ 16. Die im § 14 Abs. 1 und 3 und im
§ 15 Abs. 1 geregelten Aufgaben der Gemeinde
sind mit Ausnahme der zwangsweisen Einbrin-
gung der Grundsteuer solche des eigenen Wir-
kungsbereiches.

Artikel III

FINANZZUWEISUNGEN UND ZUSCHÜSSE
(§§ 12 und 13 F-VG 1948)

Finanzzuweisungen

S 17. (1) Wenn die Summe der Ertragsanteile
eines Landes an den gemeinschaftlichen Bundes-
abgaben für ein Jahr, auf den Kopf der Bevölke-
rung beredinet (Landeskopfquote), hinter dem
Betrag zurückbleibt, der sich als Durchschnitts-
kopfquote für die Gesamtheit der Länder mit
Wien als Land ergibt, so werden die Ertrags-
anteile des betreffenden Landes aus Bundes-
mitteln auf den der Durchschnittskopfquote
entsprechenden Betrag ergänzt. Dieser Ergän-
zungsbetrag gebührt im nachfolgenden Haus-
haltsjahr (Kalenderjahr).

(2) Die Gemeinden Altaussee, Bad Aussee,
Bad Ischl, Ebensee, Hallein und Hallstatt er-
halten im Hinblick auf die in diesen Gemeinden
geführten Salinenbetriebe des Bundes je Jahr
und Beschäftigten in diesen Betrieben einen Be-
trag von 2772 S aus Bundesmitteln. Die Zahl
der Beschäftigten bestimmt sich nach der Mel-
dung der Generaldirektion der Österreichischen
Salinen über den Stand der Beschäftigten bei
den einzelnen Salinenbetrieben zum 1. Jänner
des betreffenden Haushaltsjahres. Die sich da-
nach ergebenden Beträge sind den anspruchs-
berechtigten Gemeinden am 20. Juni des betref-
fenden Haushaltsjahres zu überweisen.

(3) Der Bund gewährt jenen Gemeinden, die
Theater oder Orchester für eigene Rechnung
allein oder mit anderen Gebietskörperschaften
führen oder die zur Deckung von Abgängen
solcher Unternehmungen ganz oder zum Teil
vertraglich verpflichtet sind, Finanzzuweisungen
nach Maßgabe ihrer Belastung im Gesamtausmaß
von 13 Millionen Schilling jährlich.



3366 138. Stück — Ausgegeben am 12. Dezember 1972 — Nr. 445

(4) Der Bund gewährt jenen Gemeinden, auf
deren Gebiet sich Betriebsstätten im Sinne des
§ 30 Abs. 1 der Bundesabgabenordnung, BGBl.
Nr. 194/1961, der Österreichischen Bundes-
bahnen befinden, Finanzzuweisungen im Ge-
samtbetrag von 26•2 Millionen Schilling jährlich.
Der auf die einzelne Gemeinde — wobei Ge-
meinden, deren jährlicher Anteil 18.000 S nicht
erreicht, wegen Geringfügigkeit außer Betracht
zu bleiben haben — entfallende Betrag richtet
sich unter Bedachtnahme auf den obigen Ge-
samtbetrag nach der Anzahl der in solchen
Betriebsstätten beschäftigten Bediensteten. Die
gebührenden Beträge sind spätestens am 20. Juni
des betreffenden Haushaltsjahres an die an-
spruchsberechtigten Gemeinden zu überweisen.
Die Gemeinden, die nach den vorstehenden Be-
stimmungen eine Finanzzuweisung beanspru-
chen, haben ihren Anspruch innerhalb einer
Ausschlußfrist von zwei Monaten, gerechnet
vom Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bun-
desgesetzes, durch Vorlage eines schriftlichen
Antrages, in dem das Bestehen einer solchen
Betriebsstätte und die Anzahl der daselbst be-
schäftigten Bediensteten von der hiefür zu-
ständigen Dienststelle der Österreichischen Bun-
desbahnen bescheinigt ist, beim Bundesministe-
rium für Finanzen zu stellen. Maßgebend sind
die Verhältnisse am 1. Jänner 1973. Die Neu-
schaffung bzw. Auflassung von Betriebsstätten
der vorgenannten Art ist von dem auf diesen
Tatbestand folgenden Jahresbeginn an für die
Berechnung der Finanzzuweisungen zu berück-
sichtigen. Im Falle der Neuschaffung von Be-
triebsstätten ist der Berechnung der Beschäftig-
tenstand des ersten Betriebsjahres zugrunde zu
legen.

Zuschüsse
§ 18. (1) Der Bund gewährt den Ländern und

Gemeinden die nachstehenden, an eine Grund-
leistung der empfangenden Gebietskörperschaft
gebundenen Zweckzuschüsse:

1. den Ländern zur Förderung von wirtschaft-
lich entwicklungsbedürftigen Gebieten im
Ausmaß von insgesamt 40 Millionen Schilling
jährlich. Dieser Zweckzuschuß kommt dem
Land Burgenland mit 5'2 Millionen Schilling
zugute, der verbleibende Restbetrag ixt auf
die Länder ohne Burgenland je zur Hälfte nach
der Volkszahl und nach der Gebietsfläche
aufzuteilen;

2. den Ländern zur Förderung der Wirtschaft
im Ausmaß von insgesamt 30 Millionen Schil-
ling jährlich. Dieser Zweckzuschuß ist auf die
Länder je zur Hälfte nach der Volkszahl und
nach der Gebietsfläche aufzuteilen;

3. den Ländern zur Förderung des Natur-
schutzes, insbesondere der Errichtung und Er-

haltung von Naturschutzgebieten, im Ausmaß
von insgesamt 5 Millionen Schilling jährlich.
Dieser Zweckzuschuß ist auf die Länder je zur
Hälfte nach der Volkszahl und nach der Ge-
bietsfläche aufzuteilen;

4. den Ländern und Gemeinden für die auf
eigene Rechnung geführten Theater und jene
Theater, zu deren Abgangsdeckung sie ver-
traglich verpflichtet sind, und zwar zur teil-
weisen Deckung eines solchen Betriebsabgan-
ges sowie zu den erforderlichen Baukosten,
im Ausmaß von insgesamt 50 Millionen Schil-
ling jährlich. Der Bundeszuschuß darf im
einzelnen Fall jenen Betrag nicht übersteigen,
den die Länder und Gemeinden selbst zur
Deckung des Abganges bzw. des Bauaufwandes
flüssigmachen;

5. den Ländern und Gemeinden zur Förderung
des Umweltschutzes, insbesondere der Er-
richtung und Verbesserung von Müllbeseiti-
gungsanlagen, unter Bedachtnahme auf den
Umfang, die Lage und Gefährdung der Wohn-
gebiete und der Erholungsgebiete, im Aus-
maß von insgesamt je 50 Millionen Schilling
jährlich. Der den Ländern zukommende
Zweckzuschuß ist auf diese länderweise zur
Hälfte nach der Volkszahl und je zu einem
Viertel linear und nach der Gebietsfläche auf-
zuteilen. Der den Gemeinden zukommende
Zweckzuschuß ist auf diese zur Hälfte nach
der Volkszahl und zur Hälfte nach dem ab-
gestuften Bevölkerungsschlüssel aufzuteilen;

6. den Gemeinden zur Förderung und Pflege des
Fremdenverkehrs, sofern es sich nicht um
gesamtösterreichische Belange handelt, im Aus-
maß von insgesamt 30 Millionen Schilling
jährlich. Der den Gemeinden zukommende
Zweckzuschuß ist auf diese länderweise nach
der Volkszahl aufzuteilen;

7. den Gemeinden zur Förderung von öffent-
lichen Personennahverkehrsunternehmen im
Ausmaß von insgesamt 100 Millionen Schilling
jährlich. Dieser Zweckzuschuß kommt zu
55 v. H. Wien als Gemeinde und zu 45 v. H.
den Gemeinden, die eine oder mehrere Auto-
bus-, Obus- oder Straßenbahnlinien führen oder
an einer solchen Nahverkehrseinrichtung über-
wiegend beteiligt sind, zugute. Die den Ge-
meinden zukommenden Anteile an diesem
Zweckzuschuß sind auf die einzelnen Gemein-
den nach dem arithmetischen Mittel aus dem
Verhältnis der Streckenlänge und der Anzahl
der beförderten Personen aufzuteilen; bei
überwiegender Beteiligung einer Gemeinde
an einem Nahverkehrsunternehmen ist auch
auf das Beteiligungsverhältnis Bedacht zu neh-
men.
(2) Der Bund kann Ländern und Gemeinden

nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen
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zweckgebundene Zuschüsse bis zu einem im je-
weiligen Bundesfinanzgesetz festgesetzten Aus-
maß gewähren, wobei der Zweckzuschuß des
Bundes an eine Grundleistung der empfangen-
den Gebietskörperschaft zu knüpfen ist:
1. den Ländern für die Befürsorgung von Flücht-

lingen, Heimatvertriebenen, Umsiedlern, Süd-
tirolern und Kanaltalern, wobei auf die län-
derweise Verteilung der Fürsorgeempfänger
dieses Personenkreises innerhalb des Bundes-
gebietes Bedacht zu nehmen ist;

2. den Ländern, auf deren Gebiet Katastrophen-
schäden (Hochwässer, Lawinen, Schneedruck,
Erdrutsche, Bergstürze, Orkan, Erdbeben und
ähnliche Katastrophen vergleichbarer Trag-
weite) eingetreten sind, zur Förderung der
Behebung solcher Schäden im Vermögen
physischer Personen. Der Zuschuß darf im
einzelnen Schadensfall 50 v. H. der Beihilfe
des Landes nicht übersteigen und nur gewährt
werden, wenn im einzelnen Schadensfall, ge-
rechnet vom Tage, an dem der Katastrophen-
schaden eingetreten ist, innerhalb eines Zeit-
raumes von 3 Jahren der Antrag des Landes
beim Bundesministerium für Finanzen einge-
langt ist und wenn das Land innerhalb eines
Zeitraumes von 5 Jahren, ebenfalls gerech-
net vom Tage, an dem der Katastrophen-
schaden eingetreten Ist, über seine Beihilfe
dem Grund und der Höhe nach endgültig
entschieden und diese flüssiggemacht hat;

3. den Ländern und Gemeinden für Zwecke
des Zivilschutzes unter Bedachtnahme auf
die örtlichen Bedürfnisse;

4. den Ländern und Gemeinden zur Förderung
des Sportes, sofern es sich nicht um Ange-
legenheiten von internationaler und gesamt-
österreichischer Bedeutung handelt;

5. den Ländern und Gemeinden zur Bekämpfung
des Lärmes und der Luftverunreinigung unter
Bedachtnahme auf den Umfang, die Lage und
Gefährdung der Wohngebiete und der Er-
holungsgebiete;

6. den Ländern und Gemeinden zur Förderung
und Pflege des Fremdenverkehrs, sofern es
sich nicht um gesamtösterreichische Belange
handelt.

(3) Die Überprüfung der widmungsgemäßen
Verwendung der Bundeszuschüsse ist dem Bund
vorbehalten.

Artikel IV

Sonder- und Schlußbestimmungen

§ 19. (1) Der Bund gewährt Gemeinden und
Gemeindeverbänden, die gesetzliche Schul-
erhalter sind, zur Erleichterung des ihnen aus
der Beseitigung der Schulraumnot auf dem Ge-

biete der öffentlichen allgemeinbildenden Pflicht-
schulen erwachsenden Bauaufwandes finanzielle
Hilfe, die durch die Dauer der Geltung dieses
Bundesgesetzes begrenzt ist. Die Bundesleistung
beträgt im Jahre 1973 100 Millionen Schilling,
im Jahre 1974 105 Millionen Schilling, im Jahre
1975 110 Millionen Schilling, im Jahre 1976
115 Millionen Schilling, im Jahre 1977 120 Mil-
lionen Schilling und im Jahre 1978 125 Mil-
lionen Schilling.

(2) Der Jahresbetrag ist aa die einzelnen
Länder unter Zugrundelegung der Schülerzahlen
an öffentlichen allgemeinbildenden Pflichtschulen
bis längstens 20. Oktober zu überweisen. Als
Schülerzahlen gelten die vom Österreichischen
Statistischen Zentralamt in der Schulstatistik
des jeweils vorangegangenen Jahres veröffent-
lichten Zahlen.

(3) Die Flüssigmachung an im Sinne der
obigen Bestimmungen in Betracht kommenden
Gemeinden und Gemeindeverbände erfolgt
durch das zuständige Land, wobei insbesondere
auf das Schulraumerfordernis im Verhältnis zu
den vorhandenen Pflichtschülern der im Abs. 2
genannten Schulen Bedacht zu nehmen ist. Die
Auszahlung hat innerhalb des Kalenderjahres
zu erfolgen, in dem das betreffende Land die
diesbezüglichen Bundesmittel empfangen hat.

§ 20. (1) Der Bund erhebt unter sinngemäßer
Anwendung der Bestimmungen der §§ 1 bis 17,
22 bis 24, 30 bis 35 des Gewerbesteuergesetzes
1953, BGBl. Nr. 2/1954, eine Bundesgewerbe-
steuer, die zugleich mit der Gewerbesteuer
(nach dem Gewerbeertrag und dem Gewerbe-
kapital) eingehoben wird.

(2) Die Gewerbesteuereingänge (Gewerbe-
steuer nach dem Gewerbeertrag und dem Ge-
werbekapital und Bundesgewerbesteuer) ab
1. Jänner 1973 sind dem Bund und den Ge-
meinden im Verhältnis 50 :50 zuzuweisen.

(3) Abgabeneinnahmen und Abgabenver-
gütungen, die gemäß Artikel VI des Bundes-
gesetzes über die Einführung des Umsatzsteuer-
gesetzes 1972, BGBl. Nr. 224, nach den derzeit
geltenden bundesgesetzlichen Vorschriften auf
dem Gebiete der Umsatzsteuer und der Beförde-
rungssteuer für vor dem 1. Jänner 1973 be-
wirkte Vorgänge entrichtet oder gezahlt wer-
den, gelten als Einnahmen oder Rückzahlungen
von Umsatzsteuer nach dem Umsatzsteuergesetz
1972, BGBl. Nr. 223.

(4) Die von den Ländern Niederösterreich
und Tirol unter der Bezeichnung „Fernseh-
schilling" bzw. „Kulturschilling" erhobenen Ab-
gaben sind vom Zeitpunkt des Inkrafttretens
der landesgesetzlichen Regelungen an Landes-
abgaben auch im Sinne des Finanzausgleichs-
gesetzes 1959, BGBl. Nr. 97.
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(5) Für die Zeit vom 1. Jänner 1972 bis
31. Dezember 1972 ist die Kraftfahrzeugs teuer
beim finanzgesetzlichen Ansatz 2/52664 zu ver-
einnahmen und zu verrechnen.

(6) Die Länder sind ermächtigt, Verfahrens-
vorschriften auf dem Gebiete der Grundsteuer
und der Lohnsummensteuer zu erlassen.

§ 21. (1) § 20 Abs. 5 tritt am 1. Jänner 1972
in Kraft und tritt am 31. Dezember 1972 außer
Kraft; die übrigen Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes treten am 1. Jänner 1973 in Kraft und
treten mit Ausnahme des § 21 Abs. 2 und 3
mit Ablauf des 31. Dezember 1978 außer Kraft.

(2) Wenn bei Beginn eines Haushaltsjahres der
Finanzausgleich für dieses Jahr noch nicht gesetz-
lich geregelt ist, sind den Ländern und Gemein-
den während der ersten vier Kalendermonate
Vorschüsse auf die Ertragsanteile in solcher Höhe
zu gewähren, wie sie sich aus den Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes ergeben würde. Während
der gleichen Zeitdauer bleiben die den Ländern
und Gemeinden nach diesem Bundesgesetz zuge-
standenen Besteuerungsrechte und die Bestim-
mungen über die Landesumlage wirksam.

(3) Rückzahlungen von vor dem 1. Jänner
1973 an die im § 3 Abs. 1 genannten Lehrer, ihre
Angehörigen oder Hinterbliebenen geleisteten
Vorschüssen, die nach dem 31. Dezember 1972
eingehen, fließen dem Bund zu, soweit er für die
Kosten dieser Vorschüsse aufgekommen ist.

(4) Die nach § 3 Abs. 7 für Jänner 1973 zu
leistenden Teilbeträge, die im Dezember 1972
bereitgestellt werden, belasten die Bundesrech-
nung für 1973.

(5) Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgeset-
zes treten außer Kraft:

a) die §§ 18 und 21 Abs. 3 des Finanzaus-
gleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 2,

b) das Leuchtmittelsteuergesetz vom 6. De-
zember 1938, Deutsches RGBl. I Seite 1726,
in der Fassung des Teiles II der Verordnung
über Verbrauchsteuern vom 26. April 1942,
Deutsches RGBl. I Seite 259, und die Ver-
ordnung zur Durchführung des Leucht-
mittelsteuergesetzes vom 9. Mai 1942,
Deutsches RMinBl. Seite 112,

c) § 2 Abs. 1 und §§ 3 bis 11 des Süßstoff-
gesetzes vom 1. Feber 1939, Deutsches
RGBl. I Seite 111, und §§ 4 bis 27 der Ver-
ordnung zur Durchführung des Süßstoff-
gesetzes vom 8. Feber 1939, Deutsches
RMinBl. Seite 139,

d) das Spielkartensteuergesetz vom 25. August
1939, Deutsches RGBl. I Seite 1529, und die
Verordnung zur Durchführung des Spiel-
kartensteuergesetzes vom 29. August 1939,
Deutsches RMinBl. Seite 1397,

e) das Bundesgesetz vom 7. Juli 1948, BGBl.
Nr. 169, über die Zündmittelsteuer und
die Verordnung vom 1. September 1948,

BGBl. Nr. 180, zur Durchführung des Bun-
desgesetzes über die Zündmittelsteuer.

(6) Für die Geltungsdauer dieses Bundesgesetzes
sind

a) § 48 des Landeslehrer-Dienstrechtsüber-
leitungsgesetzes 1962, BGBl. Nr. 245, und

b) § 51 des Land- und forstwirtschaftlichen
Landeslehrer-Dienstrechtsüberleitungsgeset-
zes, BGBl. Nr. 176/1966,

nicht anzuwenden.

(7) Die Vorschriften des § 3 Abs. 2 zweiter bis
vierter Satz des Finanzausgleichsgesetzes 1967,
BGBl. Nr. 2, sind weiter anzuwenden.

(8) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind betraut:

a) der Bundesminister für Finanzen, soweit
sich nachstehend nicht anderes ergibt,

b) der Bundesminister für Finanzen im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für
Unterricht und Kunst hinsichtlich des § 3
und des § 21 Abs. 3, jedoch soweit sich
diese Bestimmungen auf den Aktivitäts-
und Pensionsaufwand und Vorschußrück-
zahlungen der an den im § 3 Abs. 1 lit. b
genannten land- und forstwirtschaftlichen
Berufs- und Fachschulen tätigen Lehrer und
Religionslehrer sowie deren Angehörigen
oder Hinterbliebenen beziehen, im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft,

c) der Bundesminister für Finanzen im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für
Inneres hinsichtlich der im § 18 Abs. 2 Z. 1
und 3 vorgesehenen Förderungsmaßnah-
men,

d) der Bundesminister für Finanzen im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für
Unterricht und Kunst hinsichtlich der im
§ 18 Abs. 2 Z. 4 vorgesehenen Förderungs-
maßnahmen,

e) der Bundesminister für Finanzen im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für
Gesundheit und Umweltschutz hinsichtlich
der im § 18 Abs. 2 Z. 5 vorgesehenen För-
derungsmaßnahmen,

f) der Bundesminister für Finanzen im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für
Handel, Gewerbe und Industrie hinsichtlich
der im § 18 Abs. 2 Z. 6 vorgesehenen För-
derungsmaßnahmen,

g) der Bundesminister für Unterricht und
Kunst hinsichtlich des § 21 Abs. 6 lit. a,

h) der Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft hinsichtlich des § 21 Abs. 6 lit. b.

Jonas
Häuser Androsch Sinowatz
Weihs Rösch Leodolter Staribacher
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4 4 6 . Bundesgesetz vom 23. November 1972
über eine Abgabe von alkoholischen Getran-

ken (Alkoholabgabegesetz 1973)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Steuerbare Vorgänge

§ 1. Folgende Vorgänge unterliegen einer Ab-
gabe von alkoholischen Getränken:

1. Die Lieferungen von alkoholischen Geträn-
ken, die ein Unternehmer im Inland gegen
Entgelt im Rahmen seines Unternehmens
ausführt, ausgenommen die Lieferungen an
einen anderen Unternehmer zur gewerb-
lichen Weiterveräußerung — sei es in der-
selben Beschaffenheit, sei es nach vorheriger
Bearbeitung oder Verarbeitung — oder zur
gewerblichen Herstellung anderer Gegen-
stände oder zur Bewirkung gewerblicher
oder beruflicher Leistungen;

2. der Eigenverbrauch. Ein solcher liegt vor,
wenn ein Unternehmer im Inland alkoho-
lische Getränke aus seinem Unternehmen
für Zwecke entnimmt, die außerhalb des
Unternehmens liegen. Die Abgabepflicht tritt
nicht ein, soweit die Lieferung oder die Ein-
fuhr des entnommenen Gegenstandes an den
Unternehmer nach Z. 1 oder Z. 3 abgabe-
pflichtig war;

3. die Einfuhr von alkoholischen Getränken in
das Zollgebiet. Eine Einfuhr liegt vor, wenn
alkoholische Getränke aus dem Zollausland
in das Zollgebiet gelangen.

Alkoholische Getränke

§ 2. Als alkoholische Getränke im Sinne dieses
Bundesgesetzes gelten:

1. Bier (Nummer 22.03 des Zolltarifs);

2. Wein aus frischen Weintrauben, ausgenom-
men Schaumwein (Nummer 22.05 B des Zoll-
tarifs);

3. Schaumwein (Nummer 22.05 C des Zoll-
tarifs);

4. Wermutwein und andere Weine aus frischen
Weintrauben, unter Mitverwendung von
aromatischen Pflanzen oder Stoffen herge-
stellt (Nummer 22.06 des Zolltarifs);

5. Apfelwein, Birnenwein, Met und andere ge-
gorene Getränke (Nummer 22.07 des Zoll-
tarifs);

6. Äthylalkohol, unvergällt, mit einem Alko-
holgehalt von 80° oder mehr (aus Nummer
22.08 des Zolltarifs);

7. Äthylalkohol, unvergällt, mit einem Alko-
holgehalt von weniger als 80°; Branntwein,
Liköre und andere alkoholische Getränke;

zusammengesetzte alkoholische Zubereitun-
gen, sogenannte konzentrierte Extrakte, zur
Herstellung von Getränken (Nummer 22.09
des Zolltarifs).

Abgabebefreiungen

§ 3. Von den unter § 1 fallenden Vorgängen
sind abgabefrei:

1. Ausfuhrlieferungen im Sinne des § 6 Z. 1 des
Umsatzsteuergesetzes 1972, BGBl. Nr. 223;

2. die üblichen Naturalleistungen, die ein
Unternehmer den Angestellten und Arbei-
tern seines Unternehmens als Vergütung für
die geleisteten Dienste gewährt. Zu den An-
gestellten und Arbeitern gehören auch die
im Unternehmen vollbeschäftigten und der
Versicherungspflicht unterstellten Familien-
angehörigen, wenn sie das 16. Lebensjahr
überschritten haben;

3. der Eigenverbrauch bei landwirtschaftlichen
Betrieben, soweit er im Kalenderjahr für den
Unternehmer und seine Ehegattin (seinen
Ehegatten) je 2000 S und für die übrigen
Haushaltsangehörigen, wenn sie das
16. Lebensjahr überschritten haben, je 1000 S
nicht übersteigt; mindestens ist jedoch ein
jährlicher Eigenverbrauch von 5000 S für den
landwirtschaftlichen Betrieb abgabefrei. Als
Haushaltsangehörige gelten die Abkömm-
linge, die Stief-, Schwieger-, Wahl- und
Pflegekinder und deren Abkömmlinge, fer-
ner die Eltern, die Geschwister, Halb- und
Stiefgeschwister des Unternehmers und
seiner Ehegattin (seines Ehegatten) und die
Abkömmlinge dieser Geschwister.

Bemessungsgrundlage

§ 4. (1) Die Abgabe wird im Falle des § 1 Z. 1
nach dem Entgelt im Sinne des § 4 des Umsatz-
steuergesetzes 1972 bemessen.

(2) Die Abgabe von alkoholischen Getränken,
die Getränkesteuer im Sinne des Finanzausgleichs-
gesetzes und das Bedienungsgeld gehören bei Bei-
messung der Abgabe nicht zum Entgelt (Abs. 1).

(3) Im Falle des § 1 Z. 2 tritt an die Stelle des
Entgeltes der Teilwert des entnommenen Gegen-
standes.

(4) Im Falle des § 1 Z. 3 wird die Abgabe nach
dem Zollwert (§ 1 Abs. 2 des Wertzollgesetzes
1955) der eingeführten alkoholischen Getränke
bemessen. Unterliegt der eingeführte Gegenstand
nicht einem Wertzoll, so ist Bemessungsgrundlage
bei der Einfuhr das dem Lieferer für den ein-
geführten Gegenstand geschuldete Entgelt. Liegt
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ein Entgelt nicht vor oder kann dieses nicht nach-
gewiesen werden, so ist die Abgabe für den ein-
geführten Gegenstand nach dem Zollwert zu
bemessen. Der Bemessungsgrundlage sind die
Kommissions- und Verpackungskosten sowie die
bis zum Eintritt der Ware über die Zollgrenze
entstandenen Beförderungs- und Versicherungs-
kosten, soweit sie nicht bereits in ihr enthalten
sind, und der im Zeitpunkt der Entstehung der
Abgabenschuld auf die Ware entfallende Betrag
an Zoll, Verbrauchsteuern und Monopolabgaben,
Abgaben nach dem Antidumpinggesetz 1971,
BGBl. Nr. 384, und dem Anti-Marktstörungs-
gesetz, BGBl. Nr. 393/1971, sowie an anderen
Abgaben mit gleicher Wirkung wie Zölle, wenn
diese Abgaben anläßlich oder im Zusammenhang
mit der Einfuhr von alkoholischen Getränken
von den Zollämtern zu erheben sind, hinzuzu-
rechnen. Der Verfügungsberechtigte kann die
nach dem Eintritt des Gegenstandes über die
Zollgrenze entstandenen Beförderungs- und Ver-
sicherungskosten von der Bemessungsgrundlage
absetzen, wenn sie in dieser bereits enthalten sind.
Die Einfuhrumsatzsteuer und die Abgabe von
alkoholischen Getränken gehören nicht zur Be-
messungsgrundlage.

Steuersatz

§ 5. Die Abgabe beträgt für jeden abgabe-
pflichtigen Vorgang zehn vom Hundert der
Bemessungsgrundlage.

Abzugsverfahren

§ 6. (1) Der Unternehmer ist berechtigt, von
der von ihm für einen Vorauszahlungszeitraum
(Veranlagungszeitraum) abzuführenden Abgabe
jene Abgabebeträge in Abzug zu bringen, die er
im gleichen Zeitraum anläßlich der Einfuhr von
alkoholischen Getränken für sein Unternehmen
nachweislich entrichtet hat.

(2) Die bei der Einfuhr entrichteten Abgabe-
beträge sind jedoch nur insoweit abzugsfähig, als
der Unternehmer die Gegenstände zur gewerb-
lichen Herstellung anderer Gegenstände, zur Be-
wirkung gewerblicher oder beruflicher Leistungen
oder zur entgeltlichen Lieferung an Dritte ein-
geführt hat.

(3) Übersteigt die absetzbare Abgabe die Ab-
gabenschuld oder ist eine Abgabenschuld nicht
vorhanden, so ist der Unterschiedsbetrag als
Gutschrift zu behandeln.

(4) Unternehmer, die gemäß Abs. 1 zum Ab-
zug der anläßlich der Einfuhr von alkoholischen
Getränken entrichteten Abgabe berechtigt sind,

haben monatlich Voranmeldungen unter Verwen-
dung eines amtlich aufgelegten Vordruckes abzu-
geben.

Aufzeichnungspflichten

§ 7. (1) Der Unternehmer ist verpflichtet,
zur Feststellung der auf abgabepflichtige Vor-
gänge entfallenden Entgelte Aufzeichnungen zu
führen. Weinbaubetriebe haben überdies eine
mengenmäßige Bestandsverrechnung zu führen,
in der neben dem Bestand an Wein und Trauben-
most zu Beginn und am Ende eines Kalender-
jahres fortlaufend auch alle Zu- und Abgänge
an Wein und Traubenmost mengenmäßig fest-
zuhalten sind; als Zugang gilt auch jene Menge
an Traubenmost, die innerhalb eines Weinbau-
betriebes gewonnen wird. Der Aufzeichnungs-
pflicht nach dem ersten Satz ist genügt, wenn

1. sämtliche Entgelte für die vom Unterneh-
mer ausgeführten Lieferungen fortlaufend,
unter Angabe des Tages derart aufgezeichnet
werden, daß zu ersehen ist, welche Entgelte
auf abgabepflichtige und welche Entgelte auf
abgabefreie Vorgänge entfallen;

2. der Eigenverbrauch aufgezeichnet wird;

3. der Gesamtbetrag der Entgelte und des
Eigenverbrauches regelmäßig, mindestens am
Schluß jedes Kalendermonates aufgeredinet
wird.

(2) Im Falle der Einfuhr von alkoholischen
Getränken hat der Unternehmer überdies auf-
zuzeichnen:

1. Die Menge der eingeführten Gegenstände;

2. die Bemessungsgrundlage für die eingeführ-
ten Gegenstände;

3. die für die eingeführten alkoholischen Ge-
tränke entrichtete Abgabe.

(3) Der Nachweis, welche Entgelte auf Vor-
gänge entfallen, die gemäß § 1 Z. 1 und 2 von
der Abgabe ausgenommen sind, obliegt dem
Unternehmer.

(4) Der Bundesminister für Finanzen bestimmt
mit Verordnung, unter welchen Voraussetzungen
die Bemessungsgrundlage für die Abgabe von
alkoholischen Getränken aus Vereinfachungs-
gründen auf andere Weise als durch die im
Abs. 1 vorgesehenen Aufzeichnungen nachge-
wiesen werden kann.

Abgabenschuldner, Entstehung der Abgaben-
schuld

§ 8. (1) Abgabenschuldner ist in den Fällen des
§ 1 Z. 1 und 2 der Unternehmer.
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(2) Die Abgabenschuld entsteht
1. für Lieferungen mit Ablauf des Kalender-

monates, in dem die Lieferungen ausgeführt
worden sind (Sollbesteuerung). In den Fällen
der Besteuerung nach vereinnahmten Ent-
gelten (§ 12) entsteht die Abgabenschuld mit
Ablauf des Kalendermonates, in dem die
Entgelte vereinnahmt worden sind (Ist-
besteuerung);

2. für den Eigenverbrauch mit Ablauf des
Kalendermonates, in dem die alkoholischen
Getränke für Zwecke außerhalb des Unter-
nehmens entnommen worden sind.

(3) Die Entstehung der Abgabenschuld bei der
Einfuhr alkoholischer Getränke (§ 1 Z. 3) richtet
sich nach den zollrechtlichen Bestimmungen.

Veranlagungszeitraum, Einzelbesteuerung

§ 9. (1) Bei der Berechnung der Abgabe ist in
den Fällen des § 1 Z. 1 und 2 vom Gesamtbetrag
der Entgelte auszugehen, die der Unternehmer
im Laufe eines Kalenderjahres (Veranlagungszeit-
raum) für seine Umsätze vereinbart (verein-
nahmt) hat. Hat der Unternehmer mehrere Be-
triebe, so sind die in allen Betrieben verein-
barten (vereinnahmten) Entgelte zusammenzu-
rechnen. Hat ein Unternehmer, der seine ge-
werbliche oder berufliche Tätigkeit im Laufe des
Kalenderjahres eröffnet oder eingestellt hat, Ent-
gelte nur in einem Teil des Kalenderjahres ver-
einbart (vereinnahmt), so tritt an die Stelle des
Kalenderjahres dieser Teil.

(2) Bei der Einfuhr wird die Abgabe von
alkoholischen Getränken für jeden einzelnen
abgabepflichtigen Vorgang berechnet.

Absetzung zurückgewährter Entgelte

§ 10. (1) Hat sich das Entgelt für eine abgabe-
pflichtige Lieferung vermindert oder ist es un-
einbringlich geworden, so kann die bereits er-
folgte Versteuerung berichtigt werden. Die Be-
richtigung ist für den Vorauszahlungszeitraum
(Veranlagungszeitraum) vorzunehmen, in dem
die Minderung des Entgeltes eingetreten ist. Das
gleiche gilt im Falle der Uneinbringlichkeit des
Entgeltes; wird das Entgelt nachträglich verein-
nahmt, so ist es erneut zu versteuern.

(2) Hat der Unternehmer im Falle der Ist-
besteuerung (§ 12) vereinnahmte Entgelte für
abgabepflichtige Lieferungen zurückgewährt, so
kann die bereits erfolgte Versteuerung berichtigt
werden. Abs. 1 gilt entsprechend.

Vorauszahlung, Voranmeldung und Veranlagung

§ 11. (1) Der Unternehmer hat binnen einem
Kalendermonat und zehn Tagen nach Ablauf

eines Kalendermonates (Vorauszahlungszeitraum)
eine Vorauszahlung zu entrichten, die der Be-
messungsgrundlage für die abgabepflichtigen Vor-
gänge (§ 1 Z. 1 und 2) dieses Kalendermonates
unter Berücksichtigung der Berichtigungen nach
§ 10 entspricht. § 9 Abs. 1 findet entsprechend
Anwendung.

(2) Das Finanzamt kann die Vorauszahlung
festsetzen, wenn der Unternehmer bis zum Ab-
lauf des Fälligkeitstages die Vorauszahlung nicht
oder nicht vollständig entrichtet hat; als Zeit-
punkt ihrer Fälligkeit gilt der zehnte Tag des
zweitfolgenden Kalendermonates nach Ablauf des
Zeitraumes, für den die Abgabe festgesetzt wird.

(3) Die Vorauszahlung ist eine Abgabe im
Sinne der Bundesabgabenordnung.

(4) Unternehmer, die innerhalb eines Kalender-
jahres für zwei oder mehrere Kalendermonate
keine oder zu niedrige Vorauszahlungen geleistet
haben, können vom Finanzamt aufgefordert
werden, binnen einem Kalendermonat und zehn
Tagen nach Ablauf des jeweiligen Kalender-
monates Voranmeldungen abzugeben. Aus den
Voranmeldungen müssen die vereinbarten (ver-
einnahmten) Entgelte für abgabepflichtige und
für abgabefreie Umsätze zu ersehen sein. § 9
Abs. 1 findet entsprechende Anwendung. Die
Voranmeldung gilt als Abgabenerklärung.

(5) Der Unternehmer hat für das abgelaufene
Kalenderjahr eine Abgabenerklärung abzugeben.
§ 134 der Bundesabgabenordnung ist sinngemäß
anzuwenden. Bei Einstellung der gewerblichen
oder beruflichen Tätigkeit (§ 9 Abs. 1) hat der
Unternehmer binnen einem Monat eine Abgaben-
erklärung abzugeben.

(6) Der Unternehmer wird nach Ablauf des
Kalenderjahres oder des kürzeren Veranlagungs-
zeitraumes (§ 9 Abs. 1) zur Abgabe veranlagt.
Wenn die bei der Veranlagung festgesetzte Ab-
gabe die nach Abs. 1 entrichteten Vorauszahlun-
gen übersteigt, ist der Unterschiedsbetrag binnen
einem Monat nach Bekanntgabe des Abgaben-
bescheides zu entrichten (Abschlußzahlung). Die
Verpflichtung, rückständige Vorauszahlungen
schon früher zu entrichten, bleibt unberührt.
Übersteigen die nach Abs. 1 entrichteten Voraus-
zahlungen die Abgabenschuld für den Veran-
lagungszeitraum, so wird der Unterschiedsbetrag
nach Bekanntgabe des Abgabenbescheides als
Gutschrift behandelt.

Besteuerung nach vereinnahmten Entgelten,
Wechsel in der Besteuerungsart

§ 12. (1) Unternehmer, die ihre Umsatzsteuer
auf Grund der Bestimmungen des Umsatzsteuer-

322
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gesetzes 1972 nach den vereinnahmten Entgelten
berechnen (Istbesteuerung), sind berechtigt, diese
Besteuerungsart auch auf die Abgabe von alko-
holischen Getränken anzuwenden. Im Falle der
Istbesteuerung treten an die Stelle der Entgelte
für die ausgeführten Lieferungen die verein-
nahmten Entgelte.

(2) Hat der Unternehmer zunächst nach der
Ist-Einnahme versteuert, so ist der Wechsel der
Besteuerungsart nur über Antrag und unter der
Auflage zu gestatten, daß der Unternehmer die
Entgelte, die für frühere Lieferungen nachträg-
lich eingehen, bei der Vereinnahmung versteuert.
Der Übergang von der Besteuerungsart nach der
Soll-Einnahme zu derjenigen nach der Ist-Ein-
nahme ist nur unter der Auflage zu gestatten,
daß der Unternehmer die für spätere Lieferungen
bereits vereinnahmten Entgelte zum nächsten
Fälligkeitszeitpunkt versteuert. Der Wechsel in
der Besteuerungsart ist nur zum Beginn eines
Kalenderjahres zulässig.

Sondervorschriften bei der Einfuhr alkoholischer
Getränke

§ 13. (1) In der Warenerklärung im Sinne der
zollrechtlichen Bestimmungen hat der Ver-
fügungsberechtigte bei der Abfertigung steuer-
barer Waren zum freien Verkehr oder zum Ein-
gangsvormerkverkehr auch alle für die Fest-
setzung der Abgabe maßgeblichen Angaben, ins-
besondere über den Zollwert oder das Entgelt
für die alkoholischen Getränke sowie die Kosten
nach § 4 Abs. 4 zu machen. In den Fällen einer
Vormerkrechnung müssen diese Angaben für die
entnommenen Waren in der für die Abrechnung
abzugebenden Warenerklärung (Abmeldung) ent-
halten sein. Die Richtigkeit dieser Angaben ist
vom Verfügungsberechtigten insbesondere durch
Vorlage der Handelsrechnung und der Rechnun-
gen über die Kosten nachzuweisen.

(2) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht ande-
res bestimmt ist, gelten für die Erhebung der
Abgabe von alkoholischen Getränken sinngemäß
die Bestimmungen des Zollgesetzes 1955.

(3) Bei der Einfuhr obliegt die Erhebung der
Abgabe von alkoholischen Getränken den Zoll-
ämtern.

Anwendung umsatzsteuerrechtlicher Vorschriften

§ 14. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht
anderes bestimmt ist, sind die Bestimmungen der

§§ 1, 2, 3 und 4 des Umsatzsteuergesetzes 1972
sinngemäß anzuwenden.

(2) Die Abgabe ist in den Fällen des § 1 Abs. 1
Z. 1 und 2 von dem Finanzamt zu erheben,
das für die Erhebung der Umsatzsteuer zuständig
ist.

Inkrafttreten

§ 15. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1973 in Kraft.

(2) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
sind auf die Lieferungen und den Eigenverbrauch
(§ 1 Z. 1 und 2) von alkoholischen Getränken,
die nach dem 31. Dezember 1972 bewirkt wer-
den, sowie auf die Einfuhr von alkoholischen
Getränken (§ 1 Z. 3), bei welcher der für die
Anwendung der zolltarifarischen Bestimmungen
maßgebende Zeitpunkt gemäß § 6 des Zollge-
setzes 1955 nach dem 31. Dezember 1972 liegt,
anzuwenden.

Aufhebung bisheriger Rechtsvorschriften

§ 16. Die Bestimmungen des Artikels IV des
Bundesgesetzes über Maßnahmen auf dem Ge-
biete des Abgabenrechtes und des Familienlasten-
ausgleiches, BGBl. Nr. 302/1968, in der am
31. Dezember 1972 geltenden Fassung treten
— unbeschadet der Bestimmung des § 17 —
außer Kraft.

Weitergeltung bisheriger Rechtsvorschriften

§ 17. Die Bestimmungen des Artikels IV des
Bundesgesetzes über Maßnahmen auf dem Ge-
biete des Abgabenrechtes und des Familienlasten-
ausgleiches, BGBl. Nr. 302/1968, in der am
31. Dezember 1972 geltenden Fassung sind auf
die Lieferungen und den Eigenverbrauch von
alkoholischen Getränken, wenn diese Vorgänge
vor dem 1. Jänner 1973 bewirkt worden sind,
sowie auf die Einfuhr von alkoholischen Ge-
tränken, bei welcher der für die Anwendung der
zolltarifarischen Bestimmungen maßgebende
Zeitpunkt gemäß § 6 des Zollgesetzes 1955 vor
dem 1. Jänner 1973 liegt, weiterhin anzuwen-
den.

Vollziehung

§ 18. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist der Bundesminister für Finanzen
betraut.

Jonas
Häuser Androsch
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4 4 7 . Bundesgesetz vom 24. November 1972,
mit dem das Bewertungsgesetz 1955 geändert

wird (Bewertungsgesetznovelle 1972)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bewertungsgesetz 1955, BGBl. Nr. 148,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 145/
1963, 181/1965, 172/1971 und 276/1971 wird wie
folgt geändert:

1. § 1 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Bestimmungen des zweiten Teiles
dieses Bundesgesetzes (§§ 18 bis 79) gelten für
die Vermögensteuer und für die Stempel- und
Rechtsgebühren; der erste Abschnitt des zweiten
Teiles (§§ 19 bis 68) gilt nach näherer Regelung
durch die in Betracht kommenden Gesetze auch
für die Grundsteuer, die Gewerbesteuer, die
Erbschafts- und Schenkungssteuer, die Grund-
erwerbsteuer und für die Beiträge nach dem
Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz. Weiters gelten
die Bestimmungen der §§71 bis 75 für die Erb-
schafts- und Schenkungssteuer."

2. § 13 Abs. 2 und 3 haben zu lauten:

„(2) Für Aktien, für Anteile an Gesellschaften
mit beschränkter Haftung und für Genußscheine
ist, soweit sie im Inland keinen Kurswert haben,
der gemeine Wert (§ 10) maßgebend. Läßt sich
der gemeine Wert aus Verkäufen nicht ableiten,
so ist er unter Berücksichtigung des Gesamt-
vermögens und der Ertragsaussichten der Gesell-
schaft zu schätzen.

(3) Ist der gemeine Wert einer Anzahl von
Anteilen an einer Gesellschaft, die einer Person
gehören, infolge besonderer Umstände (zum Bei-
spiel weil die Höhe der Beteiligung die Beherr-
schung der Gesellschaft ermöglicht) höher als der
Wert, der sich auf Grund der Kurswerte (Abs. 1)
oder der gemeinen Werte (Abs. 2) für die einzelnen
Anteile insgesamt ergibt, so ist der gemeine Wert
der Beteiligung maßgebend."

3. § 53 Abs. 1 und 2 haben zu lauten:

„(1) Bei der Bewertung von bebauten Grund-
stücken (Grundstücke, deren Bebauung abge-
schlossen ist, und Grundstücke, die sich zum
Feststellungszeitpunkt im Zustand der Bebauung
befinden), ist vom Bodenwert (Abs. 2) und vom
Gebäudewert (Abs. 3 bis 6) auszugehen.

(2) Als Bodenwert ist der Wert maßgebend, mit
dem der Grund und Boden allein als unbebautes
Grundstück gemäß § 55 zu bewerten wäre. Dabei

sind insbesondere die Lage und die Form des
Grundstückes sowie alle anderen den gemeinen
Wert von unbebauten Grundstücken beein-
flussende Umstände zu berücksichtigen. Der Wert
jener Fläche, die das Zehnfache der bebauten
Fläche nicht übersteigt, ist um 25 v. H. zu
kürzen."

4. § 53 Abs. 6 und 7 haben zu lauten:

„(6) Bei der Ermittlung des Gebäudewertes ist
der Neuherstellungswert (Abs. 3 bis 5) ent-
sprechend dem Alter der Gebäude oder der Ge-
bäudeteile im Hauptfeststellungszeitpunkt durch
einen Abschlag für technische Abnützung zu er-
mäßigen. Als Alter des Gebäudes oder des
Gebäudeteiles gilt der Zeitraum vom Beginn des
Kalenderjahres, in dem das Gebäude oder der
Gebäudeteil benützungsfertig wurde, bis zum
Hauptfeststellungszeitpunkt. Benützungsfertig ist
ein Gebäude oder Gebäudeteil mit jenem Tag,
mit dem die Behörde die Benützung für zulässig
erklärt hat. Als benützungsfertig im Sirine dieses
Gesetzes gilt ein Gebäude oder Gebäudeteil auch
mit der ersten tatsächlichen Benützung oder Ver-
mietung. Der Abschlag beträgt jährlich

des Neuherstellungswertes. Bei noch benütz-
baren Gebäuden oder Gebäudeteilen darf der
Abschlag in den Fällen gemäß lit. a und b nicht
mehr als 70 v. H., in den Fällen gemäß lit. c bis f
nicht mehr als 80 v. H. betragen.

(7) Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen
Ertragsfähigkeit bebauter Grundstücke ist die
gemäß Abs. 1 bis 6 ermittelte Summe aus dem
Bodenwert und aus dem Gebäudewert um die
in lit. a bis d festgesetzten Hundertsätze zu
kürzen. Die Kürzung darf sich jedoch hinsichtlich
des Bodenwertes nur auf eine Fläche bis zum
Zehnfachen der bebauten Fläche erstrecken; dies
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gilt nicht für Geschäftsgrundstücke, auf denen
sich ein Fabriksbetrieb befindet. Das Ausmaß
der Kürzung beträgt

a) bei bebauten Grundstücken, soweit ein
durch gesetzliche Vorschriften beschränkter
Mietzins entrichtet wird, entsprechend dem
Anteil der von der Mietzinsbeschränkung
betroffenen nutzbaren Flächen an der gesam-
ten nutzbaren Fläche (Abs. 5), bei einem An-
teil von
100 v. H. bis 80 v. H. an der gesamten

nutzbaren Fläche 60 v. H.,
weniger als 80 v. H. bis 60 v. H. an der

gesamten nutzbaren Fläche 55 v. H.,
weniger als 60 v. H. bis 50 v. H. an der

gesamten nutzbaren Fläche 50 v. H.,
weniger als 50 v. H. bis 40 v. H. an der

gesamten nutzbaren Fläche 45 v. H.,
weniger als 40 v. H. bis 30 v. H. an der

gesamten nutzbaren Fläche 40 v. H.,
weniger als 30 v. H. bis 20 v. H. an der

gesamten nutzbaren Fläche 35 v. H.,
weniger als 20 v. H. bis 10 v. H. an der

gesamten nutzbaren Fläche 30 v. H. und
weniger als 10 v. H. an der gesamten nutz-

baren Fläche 25 v. H.;
bei der Ermittlung des Anteiles der von der
Mietzinsbeschränkung betroffenen nutzbaren
Fläche sind die Wohnräume mit ihrer tat-
sächlichen nutzbaren Fläche, die gewerb-
lichen oder öffentlichen Zwecken dienenden
Räume jedoch nur mit ihrer halben nutz-
baren Fläche anzusetzen; bei Mietobjekten,
für die nach dem 31. Dezember 1967 ein
Mietvertrag abgeschlossen wurde, ist ein
durch gesetzliche Vorschriften beschränkter
Mietzins nicht anzunehmen, sofern nicht
die Bestimmungen des § 15 Wohnhaus-
Wiederaufbaugesetz entgegenstehen oder
diese Mietobjekte nachweislich nicht bzw.
nicht zu einem höheren als dem seiner-
zeitigen beschränkten Mietzins vermietet
werden können,

b) bei Einfamilienhäusern und sonstigen be-
bauten Grundstücken gemäß § 33 Abs. 2
30 v. H.,

c) bei Schlössern, Burgen und Klöstern 50 v. H.,

d) bei allen übrigen bebauten Grundstücken
25 v. H."

5. § 53 Abs. 9 bis 11 haben zu lauten:

„(9) Bei der Feststellung der Einheitswerte von
Grundstücken, die sich zum Feststellungszeit-
punkt im Zustand der Bebauung befinden, sind
zu dem Wert des Grund und Bodens und der
benützungsfertigen Gebäude und Gebäudeteile
die Kosten hinzuzurechnen, die für die in Bau
befindlichen Gebäude und Gebäudeteile bis zum
Feststellungszeitpunkt entstanden sind. Der so

festgestellte Einheitswert darf jedoch nicht höher
sein als der Einheitswert, der sich ergeben wird,
wenn das Gebäude oder der Gebäudeteil be-
nützungsfertig (Abs. 6 dritter Satz) sind. Für
Zwecke der Grundsteuer ist ein besonderer Ein-
heitswert festzustellen; dabei ist nur der Wert des
Grund und Bodens und der benützungsfertigen
Gebäude und Gebäudeteile zu erfassen. Grund-
stücke im Zustand der Bebauung sind in die-
jenige Grundstückshauptgruppe (§ 54) einzu-
reihen, der sie auf Grund der zum Bewertungs-
stichtag vorliegenden Pläne nach Beendigung der
Bebauung angehören werden. Wird die Be-
bauung abgeschlossen, liegt eine Änderung der
Art des Bewertungsgegenstandes im Sinne des
§ 21 Abs. 1 Z. 2 vor.

(10) Bei bebauten Grundstücken, deren ge-
meiner Wert geringer ist als der auf Grund der
Bestimmungen der Abs. 1 bis 9 ermittelte Wert,
ist auf Antrag der gemeine Wert zugrunde zu
legen.

(11) Mindestens sind als Einheitswert eines
bebauten Grundstückes, wenn sich gemäß Abs. 1
bis 10 ein geringerer Wert ergibt, sieben Zehntel
des Wertes anzusetzen, mit dem der Grund und
Boden gemäß Abs. 2 zu bewerten ist."

6. § 53 a hat zu lauten:

„§ 53 a. Durchschni t tspreise

Die bei der Ermittlung des Gebäudewertes
gemäß § 53 Abs. 3 bis 5 zu unterstellenden Durch-
schnittspreise sind in der Anlage festgesetzt; die
Anlage ist ein Bestandteil dieses Bundesgesetzes."

7. § 55 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Als unbebaute Grundstücke gelten auch
Grundstücke, auf denen sich Gebäude befinden,
deren Wert und Zweckbestimmung gegenüber
dem Wert und der Zweckbestimmung des Grund
und Bodens von untergeordneter Bedeutung
sind."

8. § 63 Abs. 3 und 4 haben zu lauten:
„(3) Die Abs. 1 und 2 sind sinngemäß anzu-

wenden, wenn eine inländische Kapitalgesellschaft
an einer ausländischen Gesellschaft, welche einer
Kapitalgesellschaft vergleichbar ist, beteiligt ist.

(4) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 gelten
entsprechend, wenn Betriebe von inländischen
Körperschaften des öffentlichen Rechtes an
Kapitalgesellschaften beteiligt sind."

9. § 64 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Vom Rohvermögen sind bei Versiche-
rungsunternehmen versicherungstechnische Rück-
lagen abzuziehen, soweit sie für Leistungen aus
den laufenden Versicherungsverträgen erforder-
lich sind."
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10. § 69 Z. 1 hat 2u lauten.
„1. a) Verzinsliche und unverzinsliche Kapital-

forderungen jeder Art, soweit sie nicht
unter lit. b und c fallen; hiebei gehören
auf Inhaber lautende Teilschuldverschrei-
bungen, Pfandbriefe und Kommunalschuld-
verschreibungen inländischer Schuldner nur
insoweit zum sonstigen Vermögen, als
ihr Wert insgesamt 50.000 S übersteigt;

b) Spareinlagen, Bankguthaben, Postscheck-
guthaben und sonstige laufende Guthaben,
inländische und ausländische Zahlungs-
mittel; lauten diese Beträge auf Schilling, so
gehören sie bei natürlichen Personen nur
insoweit zum sonstigen Vermögen, als sie
insgesamt 50.000 S übersteigen;

c) Aktien oder Anteilscheine, Geschäftsanteile,
andere Gesellschaftseinlagen und Geschäfts-
guthaben bei Genossenschaften."

10 a. In § 70 wird folgende Z. 11 angefügt:
„11. Ansprüche auf Leistungen aus land- und

forstwirtschaftlichen Ausgedingsverträgen sowie
Ansprüche auf diesbezügliche Kapitalabfindun-
gen."

11. § 72 hat zu lauten:
„§ 72. Bewertung von Wertpapieren und

Antei len; Steuerkurswerte
(1) Für die Bewertung von Wertpapieren und

Anteilen an Kapitalgesellschaften sind die §§13
und 14 maßgebend.

(2) Abweichend vom Abs. 1 sind für in-
ländische Wertpapiere (Schuldverschreibungen,
Optionsscheine, Aktien, Genußscheine, Zerti-
fikate über Anteile an inländischen Kapitalanlage-
fonds) nach Maßgabe der Bestimmungen der §§ 73
und 74 besondere Werte festzusetzen (Steuer-
kurswerte). § 13 Abs. 3 gilt entsprechend."

12. § 73 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Für die im § 72 Abs. 2 angeführten Wert-

papiere sind Steuerkurswerte nur dann festzu-
setzen, wenn sie am maßgebenden Stichtag (§ 71)
oder innerhalb eines halben Jahres vor diesem
Stichtag an der Wiener Börse tatsächlich umgesetzt
worden sind."

13. § 74 hat zu lauten:
„§ 74. Verfahren bei der Festsetzung von

Steuerkurswerten
(1) Die Wiener Börsekammer hat dem Bundes-

ministerium für Finanzen für die zum Börsehandel
zugelassenen, im § 72 Abs. 2 angeführten Wert-
papiere den Kurswert des Stichtages (§ 71),
soweit er durch tatsächliche Umsätze zustande-
gekommen ist oder, wenn an diesem Stichtag
kein Umsatz erfolgte, den letztvorangegangenen
Kurswert bis zu einem halben Jahr vor dem Stich-
tag, dem tatsächliche Umsätze zugrunde liegen,
bekanntzugeben. Auf Grund der von der Wiener
Börsekammer bekanntgegebenen Kurswerte hat

das Bundesministerium für Finanzen die Steuer-
kurswerte in folgender Weise zu ermitteln:

1. bei inländischen Schuldverschreibungen mit
Ausnahme der Wandelschuldverschreibungen und
bei Optionsscheinen ist der Kurswert maßgebend,

2. bei inländischen Wandelschuldverschreibun-
gen ist der Kurswert maßgebend; soweit dieser
über dem Nennwert liegt, ist der Differenzbetrag
um 20 v. H. zu kürzen,

3. bei inländischen Aktien und Genußscheinen
an Kapitalgesellschaften ist der Kurswert um
20 v. H. zu kürzen,

4. bei Anteilen an inländischen Kapitalanlage-
fonds ist, soweit sich der Fonds aus inländischen
Wertpapieren zusammensetzt, der Wert des
Kapitalanlagefonds auf Grund der Bestimmungen
der Ziffern 1 bis 3 zu ermitteln. Ausländische
Wertpapiere, die sich im Fondsvermögen befin-
den, sind nach den §§13 und 14 zu bewerten,
Guthaben und Bargeld sind mit dem Nennwert
anzusetzen. Der Wert je Anteil ergibt sich aus
der Teilung des nach den vorstehenden Bestim-
mungen ermittelten Wertes des Kapitalanlagefonds
durch die Anzahl der Anteile.

(2) Die gemäß Abs. 1 ermittelten Werte hat der
Bundesminister für Finanzen mit Verordnung als
Steuerkurswerte festzusetzen. Die Verordnung ist
im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung" kundzu-
machen."

14. § 75 hat zu lauten:

„§ 75. Einheit l iche und gesonderte Fest-
stellung des gemeinen Wertes von in-
ländischen Anteilen und Genußscheinen

(1) Für inländische Aktien, für Anteile an in-
ländischen Gesellschaften mit beschränkter Haf-
tung und für inländische Genußscheine ist der
gemeine Wert einheitlich und gesondert festzu-
stellen, wenn für die Anteile oder Genußscheine
keine Steuerkurswerte festgesetzt worden sind und
die Anteile oder Genußscheine im Inland auch
keinen Kurswert haben. Für die einheitliche und
gesonderte Feststellung ist das Finanzamt örtlich
zuständig, in dessen Amtsbereich sich die Ge-
schäftsleitung der Gesellschaft befindet, um deren
Anteile oder Genußscheine es sich handelt.

(2) Der Bescheid über die getroffene Fest-
steilung ist zu richten:

1. An die Gesellschaft, um deren Anteile oder
Genußscheine es sich handelt.

2. An diejenigen inländischen Inhaber der
Anteile oder Genußscheine, die einen Antrag auf
Feststellung gestellt haben. Ein solcher Antrag
kann nur innerhalb der Frist gestellt werden, die
das Bundesministerium für Finanzen allgemein
für die Abgabe der Vermögenserklärung be-
stimmt.

(3) Der einheitliche Feststellungsbescheid und
die dazu ergehenden Rechtsmittelentscheidungen
wirken für und gegen alle Personen, die Inhaber
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der Anteile oder Genußscheine sind, auch soweit
der Peststellungsbescheid oder die Rechtsmittel-
entscheidung nicht an sie gerichtet ist."

15. § 75 a entfällt.

15 a. In § 77 wird folgender Abs. 3 angefügt:
„(3) Nicht abzugsfähig sind Schulden und

Lasten, die den in § 70 Z. 11 angeführten An-
sprüchen entsprechen."

15 b. § 78 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Im Falle der Zusammenrechnung nach
Abs. 1 oder Abs. 2 erhöhen sich die im § 69
Z. 1 a, 7 und 11 angeführten Freibeträge sowie
die in Z. 10 angeführte Freigrenze auf den
doppelten Betrag."

16. Nach § 87 ist folgende Anlage anzufügen:



138. Stück — Ausgegeben am 12. Dezember 1972 — Nr. 447 3377



3378 138. Stück — Ausgegeben am 12. Dezember 1972 — Nr. 447



138. Stück — Ausgegeben am 12. Dezember 1972 — Nr. 447 3379



3380 138. Stück — Ausgegeben am 12. Dezember 1972 — Nr. 447



138. Stück — Ausgegeben am 12. Dezember 1972 — Nr. 447 3381



3382 138. Stück — Ausgegeben am 12. Dezember 1972 — Nr. 4.47



138. Stück — Ausgegeben am 12. Dezember 1972 — Nr. 448 3383

Artikel II

(1) Die Bestimmungen des Art. I Z. 1, 2 und
9 bis 15 b sind erstmalig auf Feststellungs- und
Veranlagungszeitpunkte oder Vorgänge anzu-
wenden, die nach dem 31. Dezember 1971 liegen
oder eintreten; bei jährlich veranlagten Abgaben
sind sie erstmals für das Kalenderjahr 1972 an-
zuwenden. Die auf Grund der zum 1. Jän-
ner 1971 maßgebenden Bestimmungen des § 71
Abs. 1 zu diesem Stichtag angesetzten Werte
für Wertpapiere und Anteile an Kapitalgesell-
schaften gelten, wenn nicht infolge der Be-
stimmungen des § 71 Abs. 2 eine Neubewertung
zu erfolgen hat, auch für Veranlagungen zur
Erbschafts- und Schenkungssteuer bis 31. De-
zember 1973.

(2) Die Bestimmungen des Art. I Z. 3
bis 7 und Z. 16 sind erstmalig bei der Haupt-
feststellung der Einheitswerte des Grundver-
mögens zum 1. Jänner 1973 und bei Fortschrei-
bungen und Nachfeststellungen der Einheits-
werte dieser Vermögensart zum 1. Jänner 1974
anzuwenden.

(3) Die Bestimmungen des Art. I Z. 8
sind erstmalig auf Feststellungen der Einheits-
werte des Betriebsvermögens zum 1. Jänner 1973
anzuwenden.

Artikel III
(1) Die nach den Vorschriften des Bewertungs-

gesetzes 1955 in der Fassung des Art. I dieses
Gesetzes ermittelten Einheitswerte des Grund-
vermögens sowie von Betriebsgrundstücken im
Sinne des § 60 Abs. 1 Z. 1 des Bewertungs-
gesetzes 1955 sind ab 1. Jänner 1977 um 10 v. H.
und ab 1. Jänner 1980 um 20 v. H. zu erhöhen,
wobei die Bestimmungen des § 25 Bewertungs-
gesetz 1955 anzuwenden sind. Von den geänderten
Einheitswertbescheiden abgeleitete Bescheide sind
unter sinngemäßer Anwendung des § 295 der
Bundesabgabenordnung durch neue Bescheide zu
ersetzen.

(2) Die für Feststellungen im Sinne des § 186
der Bundesabgabenordnung geltenden Vorschrif-
ten der Bundesabgabenordnung sind mit Aus-
nahme des § 186 Abs. 3 erster Satz sinngemäß
anzuwenden.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Häuser Androsch

4 4 8 . Bundesgesetz vom 24. November 1972,
mit dem das Vermögensteuergesetz 1954 ge-
ändert wird (Vermögensteuergesetznovelle

1972)
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Vermögensteuergesetz 1954, BGBl.
Nr. 192, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.

Nr. 33/1957, 194/1961, 83/1963, 44/1968,
302/1968 und 278/1969 wird wie folgt geändert:

1. Aus dem Klammerausdruck im § 1 Abs. 1
Z. 2 lit. a entfallen die Worte „Kommanditge-
sellschaften auf Aktien" sowie „bergrechtliche
Gewerkschaften".

2. Im § 3 Abs. 1 ist nach Z. 9 anzufügen:
„10. Kreditunternehmungen, deren genehmig-

ter Geschäftsgegenstand ausschließlich in der
Übernahme von Bürgschaften und sonstigen
Haftungen für Kredite und Darlehen mit oder
ohne Gewährung von nicht rückzahlbaren Zin-
senzuschüssen sowie in der Durchführung all-
fälliger sonstiger Zuschußaktionen des Bundes
oder eines Landes besteht, wenn folgende wei-
tere vier Voraussetzungen zutreffen:

a) Die Kreditunternehmung darf keinen Ge-
winn erstreben. Ihre Eigentümer (Anteils-
eigner) dürfen keine Gewinnanteile oder
sonstige Zuwendungen aus Mitteln der
Kreditunternehmung erhalten.

b) Die Kreditunternehmung darf keine Per-
son durch Verwaltungsausgalben, die dem
Zweck der Körperschaft fremd sind oder
durch unverhältnismäßig hohe Vergütun-
gen (Vorstands- oder Geschäftsführerge-
hälter oder Aufsichtsratsvergütungen) be-
günstigen.

c) Bei Auflösung der Kreditunternehmung
dürfen die Eigentümer (Anteilseigner) nur
so viel von ihren eingezahlten Kapital-
anteilen zurückerhalten, als diese zur
Deckung von Verlusten von im Zeitpunkt
der Auflösung bestehenden Verpflichtun-
gen aus Bürgschaften und sonstigen Haf-
tungen nicht mehr benötigt werden; das
restliche Vermögen der Kreditunterneh-
mung darf sodann nur im Rahmen des
genehmigten Geschäftsgegenstandes ver-
wendet werden;

11. die Austrian Airlines Österreichische Luft-
verkehrs-Aktiengesellschaft."

3. Die Abs. 1 und 2 des § 5 haben zu lauten:

„(1) Bei der Veranlagung unbeschränkt steuer-
pflichtiger natürlicher Personen bleiben ver-
mögensteuerfrei (Freibeträge):

1. 100.000 Schilling für den Steuerpflichtigen
selbst;

2. 100.000 Schilling für die Ehefrau, wenn
beide Ehegatten unbeschränkt steuerpflichtig
sind und in dauernder Haushaltsgemeinschaft
leben. Lagen diese Voraussetzungen beim Tod
eines Ehegatten vor, so wird der Freibetrag dem
überlebenden Ehegatten auch für den verstorbe-
nen Ehegatten gewährt. Dies gilt nicht, wenn
der überlebende Ehegatte sich wieder verheiratet;

3. 100.000 Schilling für jedes minderjährige
Kind, wenn die Kinder zum Haushalt des Steuer-
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Pflichtigen gehören oder überwiegend auf seine
Kosten unterhalten und erzogen werden. Der
Freibetrag wird auf Antrag für volljährige Kin-
der gewährt, die überwiegend auf Kosten des
Steuerpflichtigen unterhalten und für einen Be-
ruf ausgebildet werden und das 27. Lebensjahr
noch nicht vollendet haben. § 11 Abs. 3 gilt
entsprechend.

(2) Weitere 100.000 Schilling sind steuerfrei,
wenn die folgenden Voraussetzungen sämtlich
gegeben sind:

1. Der Steuerpflichtige muß über 60 Jahre alt
oder voraussichtlich für mindestens drei Jahre
erwerbsunfähig sein;

2. Das Gesamtvermögen darf nicht mehr als
250.000 Schilling betragen. Werden Ehegatten
zusammen veranlagt (§11 Abs. 1), so wird der
Freibetrag auch gewährt, wenn das Gesamtver-
mögen nicht mehr als 500.000 Schilling beträgt

Ist der Lebensunterhalt zusammenveranlagter
Ehegatten (§11 Abs. 1) überwiegend durch Ein-
künfte aus einer Erwerbstätigkeit der Ehefrau
bestritten worden, so ist die Voraussetzung der
Z. 1 auch dann gegeben, wenn nicht der Ehe-
mann, sondern die Ehefrau über 60 Jahre alt
oder voraussichtlich für mindestens drei Jahre
erwerbsunfähig ist."

4. § 8 hat zu lauten:

„§ 8. S t e u e r s a t z

Die Vermögensteuer beträgt jährlich 7•5 v. T.
des steuerpflichtigen Vemögens."

5. § 10 hat zu lauten:

„§ 10. B e s t e u e r u n g b e i Z u z u g a u s
d e m A u s l a n d

(1) Der Bundesminister für Finanzen kann bei
Personen, die ihren Wohnsitz aus dem Ausland
ins Inland verlegen und hier, ohne erwerbstätig
zu werden, ihre Verbrauchswirtschaft nach Art
und Umfang in einer für das Inland nützlichen
Weise einrichten, für einen bestimmten Zeit-
raum die Besteuerung abweichend von den Be-
stimmungen dieses Bundesgesetzes anordnen.
Dabei können bestimmte, insbesondere auslän-
dische Teile des Vermögens, ganz oder teilweise

aus der Bemessungsgrundlage ausgeschieden wer-
den. Inlandsvermögen im Sinne des Bewertungs-
gesetzes muß jedoch stets voll von der Besteue-
rung erfaßt werden. Die Bemessungsgrundlage
oder die Steuer können auch mit einem Pausch-
betrag festgesetzt werden.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 sind auf
Personen, die ihren Wohnsitz aus Österreich
wegverlegt haben, nur dann anzuwenden, wenn
zwischen dem Wegzug und dem Zuzug mehr als
zehn Jahre verstrichen sind. Der Bundesminister
für Finanzen kann von dieser Frist ganz oder
teilweise absehen, wenn der Zuzug im Interesse
der österreichischen Volkswirtschaft, Wissen-
schaft oder sonst im allgemeinen Interesse liegt.

(3) Die Vorschriften des Abs. 1 können bei
Vorliegen der dort angeführten Voraussetzungen
auch auf Personen angewendet werden, die unter
Beibehaltung ihres ausländischen Wohnsitzes
einen zweiten Wohnsitz in Österreich begrün-
den."

6. § 20 Abs. 2 Z. 1 hat zu lauten:
„1. Unbeschränkt steuerpflichtige natürliche

Personen, deren Gesamtvermögen 100.000 Schil-
ling nicht übersteigt. Dieser Betrag erhöht sich
bei verheirateten oder verwitweten Personen auf
200.000 Schilling;"

Artikel II

(1) Die Bestimmungen des Art. I Z. 2 sind
erstmalig auf Veranlagungszeitpunkte anzuwen-
den, die nach dem 31. Dezember 1971 liegen.

(2) Die Bestimmungen des Art. I Z. 1, 4 und 5
sind erstmalig auf Veranlagungszeitpunkte an-
zuwenden, die nach dem 31. Dezember 1972
liegen.

(3) Die Bestimmungen des Art. I Z. 3 und 6
sind erstmalig auf Veranlagungszeitpunkte anzu-
wenden, die nach dem 31. Dezember 1973 liegen.

(4) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Häuser Androsch


